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für Schankgefäße S. 6. — Apothekengehilfer⸗Prüfung 
S. 6. — Schmiede⸗Innung in Woldenberg S. 6. — 
Lehrer⸗ pp. Prüfungstermine S. 6. — 

Lehrerſtellen S. 8. — 


Sonderbeilage: Anweiſung, betreffend die Genehmigung und Unterſuchung der Dampfkeſſel. 


Zentralbehörden. 
16. Ich beſtimme, daß die durch Bundesrats⸗ 
beſchluß feſtgeſetzte „Deutſche Arzneitaxe 1910“ mit 
dem 1. Januar 1910 für das Königreich Preußen 
in Kraft tritt. . 
Die amtliche Ausgabe der Arzneitaxe ift im 
Verlage der Weidmann'ſchen Buchhandlung in 
Berlin SW. 68, Zimmerſtr. 94, erſchienen und 
im Buchhandel zum Ladenpreiſe von 1,20 Mk. für 
ein in Leinen gebundenes Exemplar zu beziehen. 
Ueberſchreitungen der Taxe unterliegen der 
Beſtrafung nach $ 148 Abſ. 1 Ziff. 8 der Gewerbe⸗ 
ordnung für das Deutſche Reich (Faſſung vom 
26. Juli 1900 — RGBl. S. 871 fg. —). 
Berlin, den 28. Dezember 1909. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts. 
und Medizinal⸗Angelegenheiten. 


Regierungspräſident. 
(Regierung.) 
17. Zur Beſeitigung von Zweifeln, die wiederholt 
über die Auslegung der Beſtimmungen des § 39 
des Reichsgeſetzes vom 30. Juni 1900, betreffend 
die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten 
(RGB. S. 306), entſtanden ſind, haben unter den 
beteiligten Reſſorts und der Reichsverwaltung Ver⸗ 
handlungen ſtattgefunden, die zu dem Ergebnis 
geführt haben, daß bei der Auslegung des § 39 
des Geſetzes in Zukunft von folgenden Geſichtspunkten 
ugehen ſei. 
Sn 05 militäriſche Dienftgebäude (§ 39 Abſ. 1 Nr. 2) 
gelten nur ſolche fiskaliſche oder von der Ver⸗ 
waltung ganz gemietete Gebäude, in denen ein 
militäriſcher Dienft oder Betrieb ſtattſindet (Bildungs⸗ 
anſtalten, Fabriken, Magazine, Amtsgebäude der 
Behörden, Lazarette), oder in denen dem aktiven 
Heere oder der aktiven Marine angehörende Perſonen 
dienſtlich untergebracht ſind. Demnach iſt die 


Militärbehörde für ſämtliche Perſonen zuſtändig, 
denen eine Wohnung in ſolchen Gebäuden angewieſen 
iſt, einſchließlich ihrer Familien und ihres Geſindes. 

2. Solche Gebäude ſind als ausſchließlich von 
der Militär- oder Marineverwaltung benutzt im 
Sinne des § 89 Abf. 1 Nr. 4 auch dann anzuſehen, 
wenn ſich unter den darin untergebrachten Perſonen 
Zivilperſonen (Familien oder Geſinde |. o. unter 1) 
befinden. 

3. Militär⸗ oder marinefisfaliſche Arbeiterhäuſer, 
die vermietet werden, kommen weder bei Nr. 2 
noch bei Nr. 4 des § 39 Abſ. 1 in Betracht. 

4. In nicht fiskaliſchen Gebäuden ermietete Räume, 
die zu einem militäriſchen Dienſtzwecke gebraucht 
werden (Geſchäftszimmer der Kommandoſtellen oder 
Behörden), find zu den ausſchließlich von der 
Militärverwaltung benutzten Einrichtungen zu rechnen; 
dagegen ſind Bürgerquartiere oder von der Militär⸗ 
verwaltung gemietete Dienſtwohnungen in nicht 
fiskaliſchen Gebäuden als ſolche Einrichtungen nicht 
zu betrachten. 

5. Die beweglichen Gegenſtände, die im Geſetze 
nur unter 8 39 Abſ. 1 Nr. 3 erwähnt werden, 
folgen im übrigen nicht der Perſon, ſonderm dem 
Raume. 

Für die den Dienſtwohnungsinhabern und ihren 
Familien gehörigen Sachen iſt demnach in den 
oben unter 1 und 2 ſowie im erſten Halbſatze der 
Ziffer 4 erwähnten Fällen die Militärbehörde, in 
den Fällen der Ziffer 3 und des zweiten Halbſatzes 
der Ziffer 4 die Zivilbehörde zuſtändig. 

„Die Anordnung der in den 88 12 — 21 des 
Reichsgeſetzes erwähnten Abſperrungs⸗ und Aufſichts⸗ 
maßregeln, inſoweit die in 8 39 aufgeführten 
Militärperſonen bezw. militäriſche Grundſtücke und 
Einrichtungen in Betracht kommen, regelt ſich nach 
den vorſtehenden Beſtimmungen. Desgleichen finden 
fie finngemäß Anwendung bei den im Geſetze 
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vom 28. Auguſt 1905 (G. ©. ©. 378) behandelten 
Krankheiten. (Vergl. zu § 12 der Allgemeinen 
Ausführungsbeſtimmungen hierzu vom 15. Sep⸗ 
tember 1906). 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeifter 
erſuche ich, hiernach zu verfahren. 

Frankfurt a. O., den 5. Januar 1909. 

I A, 6407. Der Regierungspröſident. 

18. Nachdem in der „Zeitſchrift für das läneliche 
Fortbildungsſchulweſen in Preußen“ ein ausreichendes 
Mittel zur Unterrichtung und zum Meinungsaustauſch 
der Intereſſenten ins Leben getreten iſt, halte ich 
den Weiterbezug anderer Zeitſchriften dieſer oder 
ähnlicher Art für die Bibliotheken. Lehrer oder Leiter 
der ländlichen Fortbildungsſchulen für entbehrlich. 

Die Herren Landräte erſuche ich um Benach⸗ 
richtigung der Schulleiter. Auch iſt dafür Sorge 
zu tragen, daß ſich unter den Ausgaben, die der 
Berechnung der Staatsbeihilfen zu Grunde gelegt 
werden, künftig keine Bezugsgelder für derartige 
Zeitſchriften befinden. 

Frankfurt a. O., den 7. Januar 1910. 

I. Bg. 6387. Der Reglerungspräſident. 
19. Die Novelle vom 24. Jui 1909 (R. G. Bl. 
S. 891) zum Schankgefäßgeſetz vom 20. Juli 1881 
(R. G. Bl. S. 249) hat meyrfach eine Auffaſſung 
erfahren, welche die beteiligten Kreiſe der Gaſt⸗ und 
Schankwirte beunruhigt. 

Die Bekanntmachung eines Amtsvorſtehers führt 
aus, „daß“ (vom 1. Auguft 1909 ab) „die bisher 
gebräuchliche Bezeichnung der Gläſer, wie z. B. 
340 4/10 ulm. nicht mehr geführt werden darf.“ 
Dieſe Auffaſſung iſt irrtümlich. 

Die angezogene Novelle regelt nur die Maßgrößen 
und enthält feine Vorſcheiften über die Bezeichnung. 
Da die Bezeichnung nach Zehnteln den Grundsätzen 
der Maß⸗ und Gewichtsordnung eniſpricht, ſo kann 
dieſelbe nicht als unzuläſſig gelten, wenn auch die 
Abſtufung der Maße unter ¼ Liter nach Zwanzigſteln 
geſchehen ſoll. 

Die alten Schankgefäße können daher weiter im 
Verkehr gebraucht werden. Mit dem 1. Oktober 1913 
ſcheiden nur diejenigen aus, welche den vorichrifts⸗ 
mäßigen Mindeſt⸗Schaumraum von 2 em niche beſitzen. 

Die Herren Landrate und Oberbürgermeiſter 
wollen die Polizeibehörden aufklären. 

Frankfurt a. O., den 5. Januar 1910. 

I Bg. 6338. Der Regierungspräſident. 
20. Die Prüfungstermme für Apothekergehilfen 
im Jahre 1970 werden vorbehalilich notwendig 
werdender Aenderungen auf den 18. und 19. Mäc, 
17. und 18. Juni, 26. und 27. September, 
16. und 17. Dezember feſtgeſetzt. 

Frankfurt a. O., den 7. Januar 1910. 
20 Der Regierungspräſident. 
21. Nachdem die Schmiede⸗Jnnung (Freie Innung) 
in Woldenberg ihre Umwandelung in eine Zwangs⸗ 
innung beantrogt hat, wird hiermit befannı gemacht, 


zum Kommiſſar behufs Ermittelung der Mehrheit 
der Beteiligten ernannt worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 28. Dezember 1909. 
I. Bg. 6002. Der Regierungspräfident. 
22. Prüfungstermine im Jahre e 
A. Entlaſſungsprüfungen an Lehrerſeminaren. 


Schrift Münd De: 
Anftalt ö 5 dungs⸗ 
5 uch lich fein 


Seminar in Alt Döbern 25. 1.31. 1. 1. 1. 
Seminar in Neu Ruppin 31. 1.7. n 
Seminar in Königsberg Nm.] 2. 2. 7.2 9.1 
Seminar für Stadtſchul⸗ 
lehrer in Berlin e 2e 
Seminar in Cöpenick . .. 9.2. 14. 2.16. 1. 0 
Seminar in Prenzlau... 14. 2. 21. 2.17. 1. 
Seminar in Droſſen .. . 16. 2.21. 2. 23. 1. 
Seminar in Cottbus... 21. 2.28. 2. 24. 1. 
Seminar in Havelberg .. 28. 2. 7 3. 31. 1. 
Jüdiſche Lehrerbildungsan⸗ 
ſtalt in Berlin 3.3, [| 10.3. | 13. 2 
Seminar - Nebenturfug in 
Prenzlau 22.8. 129 
Seminar in Kyritz ... 29. 8. 5. 9.] 6. 8. 
Seminar in Oranienburg. 31. 8.5 . 
Seminar ⸗Nevenkurſus in 
Oranienburg „1.8. 898. 
Seminar in Friedeberg Nm.] 5.9. 12. 9. 8. 8. 
Seminar in Neuzelle ... 7. 9. [ 12. 9. 14. 8. 


Etwaige Meldungen von nicht im Seminar 
vorgebildeten Schulamtskandidaten ſind an das 
Provinzial Schulkollegium einzureichen. 

B. 1. Aufnahmeprüfungen an Lehrerſeminaren. 


f 
Anſtalt Schrift⸗ Münd⸗ dungs⸗ 
f lich lich friſt 


Seminar in Alt⸗Dövbern 31. l.] 3. 2. 10. 1 
Seminar in Neu Ruppin 7.2 2.40.4 
Seminar in Königsberg Nm.] 7. 2. 10. 2.16. 1 
Seminar für Stadtſchul⸗ 

lehrer in Berlin b ee eee 
Seminar in Cöpenick . 14. 2 ld. 2.28 
Seminar in Prenzlau. . 21. 2. 24. 2. 24. 1. 
Seminar in Droſſen .. 21. 2. 24. 2. 23. 1. 
Seminar in Züllichau. . 25. 2.] 2 3.] 6.2. 
Seminar in Cottbus . + 28. 2. 3. 3.31. 1. 
Seminar in Havelberg. 7. 3. 10. 3. 7. 2. 
Judiſche Lehrerbildungsan⸗ 

ſtalt in Berlin 8. 3. 13,2. 
Semmar in Jüterbog... 12. 3.16. 3. 20. 2. 
Seminar in Kyrttz ... 5. 9.8. * 858 
Seminar in Friedeberg Nm. 12. 9. 15. 9.13. 8. 
Seminar in Neuzelle ... 12. 9. 16. 9.] 20 8. 
Seminar in Oranienburg .| 19. 9. 22. 9. | 23. 8. 

Meldungen find an den betreffenden Herrn 


daß der Herr Landrat in Friedeberg Nm. von mir | Seminardirektor einzureichen. 


B. 2. Aufnahmeprüfungen an Volksſchullehrerinnen⸗ 
feminaren. 


3 f Mel⸗ 
Anſtalt Schrift Münd⸗ dungs⸗ 
f lich lich friſt 


Seminar in Croſſen a. O.] 7. 4.] 8. 4. 7. 3. 
Meldungen ſind an die Frau Seminardirektorin 
einzureichen. 
C. Zweite Lehrerprüfungen. 


Schrift Münd die 
Balz] dungs⸗ 
Anſtalt lich lich Bi 


Seminar in Alt⸗Döbern . |23.4. 25. 4.22. 1. 
Seminar für Stadtſchul⸗ 

lehrer in Berlin 25. 4. 27. 4. 31. 1. 
Seminar in Königsberg Nm. 30. 4. 2.5. 29.1. 
Seminar in Cöpenid . . . 4. 4. | 6.6. 5.35 
Seminar in Prenzlau .. 6.6. | 8.6. | 7.3 
Seminar in Droffen . . .|11:6. 13. 6. 12. 3. 
Seminar in Neu⸗Ruppin .|13.6. 15. 6. 14. 3. 
Seminar in Kyritz ... 17. 10. 19. 10. 18. 7. 
Seminar in Friedeberg Nm. 24. 10. 26. 10. 25. 7. 
Seminar in Oranienburg. 19. 11.21. 11 20. 8. 
Seminar in Neuzelle ... 3. 12.] 5. 12.] 3. 9. 


Die Meldungen derjenigen Lehrer, die minde⸗ 
ſtens zwei, höchſtens fünf Jahre an Schulen in 
Preußen voll beſchäftigt waren, ſind an die vor⸗ 
geſetzte Königliche Regierung einzureichen. Die Mel⸗ 
dungen müffen aber bis zu den oben angegebenen Friſten 
bei dem Provinzial⸗Schulkollegium eingehen. 
D. Präparandenanſtalt in Joachimsthal U.⸗M. 


Hauptkurſus: 
Entlaſſungsprüfung: ſchriftlich: 4. März. 
mündlich: 7. März. 
Aufnahmeprüfung: ſchriftlich: 14. März. 


mündlich: 15. März. 
Meldungsfriſt: 14. Februar. 
Meldungen ſind an den Anſtaltsvorſteher ein⸗ 
zureichen. 
Nebenkurſus: 
Entlaſſungsprüfung: ſchriftlich: 16. September. 
mündlich: 21. September. 
E. Außerordentlicher Präparandenkurſus in Tegel. 
Entlaſſungsprüfung: ſchriftlich: 26. Auguſt. 
mündlich: 31. Auguſt. 
F. Mittelſchullehrerprüfungen. 


A. Frühjahrstermin: ſchriftlich: Zi. Mai. 
mündlich: 30. Mai. 
Meldungsfriſt: 31. Januar. 
B. Herbſttermin: ſchriftlich: 25 November. 


mündlich: 28. November. 
Meldungsfriſt: 30. Juli. 

Die Meldungen find gemäß $ 5 der Prüfungs⸗ 
ordnung vom 1. Juli 1901 an das Provinzial⸗ 
Schulkollegium — und zwar von den im Amte be⸗ 
findlichen Lehrern durch Vermittelung der vor⸗ 


geſetzten Königlichen Regierung — einzureichen. In 
dem Geſuche iſt anzugeben, ob ſich der Bewerber 
zum erſten Male der Prüfung unterzieht, bezw. 
wann und wo er ſich ihr bereits unterzogen hat, in 
welchen Fächern ($ 6B) der Bewerber die Lehr⸗ 
befähigung zu erlangen beabſichtigt, ſowie aus welchem 
Fache ihm die Aufgabe für die häusliche Arbeit (§ 8) 
beſonders erwünſcht ſein würde. Zugelaſſen werden 
nur ſolche Bewerber, die in Berlin und der Pro⸗ 
vinz Brandenburg ihren Wohnſitz haben. Die Mel⸗ 
dungen müſſen bis zu den oben angegebenen Friſten 
bei dem Provinzial⸗Schulkollegium eingehen. 
G. Rektorenprüfungen. 


A. Frühjahrstermin: mündlich: 9. Mai. 
Meldungsfriſt: 9. Januar. 

B. Herbſttermin: mündlich: 7. November. 
Meldungsfriſt: 7. Juli. 


Die Meldungen find gemäß § 4 der Prüfungs⸗ 
ordnung vom 1. Juli 1901 an das Provinzial⸗ 
Schulkollegium — und zwar von den im Amte 
ſtehenden Lehrern durch Vermittelung der vorgeſetzten 
Königlichen Regierung — einzureichen. In dem 
Geſuche iſt anzugeben, ob ſich der Bewerber zum 
erſten Male der Prüfung unterzieht, bezw. wann 
und wo er ſich ihr bereits unterzogen hat, und ob 
die Befähigung zur Leitung von Volksſchulen oder 
von Schulen mit fremdſprachlichem Unterricht ge⸗ 
wünſcht wird. Zugelaſſen werden nur ſolche Be⸗ 
werber, die in Berlin und der Provinz Branden⸗ 
burg ihren Wohnſitz haben. Die Meldungen müſſen 
bis zu den oben angegebenen Friſten bei dem 
Provinzial⸗Schulkollegium eingehen. 

H. Lehrerinnenprüfungen. 


Schrift. Münd Mel⸗ 
Anſtalt Schrift Münd⸗ dungs⸗ 
lich lich friſt 


A. Frühjahrstermine. 
Viktoriaſchule in Berlin 


I. Termin 082, 
II. Termin h 4.2. 14.2. 3.1. 
Sophienſchule in Berlin 
I. Termin 23. 2. 
II. Termin 16.2 28.2. h 3.1. 
Charlottenſchule in Berlin 
I. Termin N. 3. 
II. Termin 0 33.414 3. } 3.1 
Eliſabethſchule in Berlin . 4.3. 110.3.| 3.1 
Margaretenſchule in Berlin | 11.3. 17. 3.] 3.1 
B. Herbſttermine. 
Sophienſchule in Berlin. .] 26.8. 31. 8.] 1.7. 
Eliſabethſchule in Berlin . 29.8.5 9. 17 
Viktoriaſchule in Berlin. .| 5.9. 8. 9.] 1.7. 
Margaretenſchule in Berlin 5.9.12. 9.] 1.7. 
Charlottenſchule 2 Berlin 
Termin 1949: 
II. Termin 912 9. 19.9. 1.7. 
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Meldungen find an das Provinzial- Schul: 
kollegium einzureichen. In dem Geſuche iſt auzu⸗ 
geben, ob die Prüfung für Volksſchulen oder für 
mittlere und höhere Mädchenſchulen gewünſcht wird. 
Die Verteilung der eingegangenen Meldungen auf 
die einzelnen Prüfungskommiſſtonen wird von dem 
Provinzial⸗Schulkollegium vorgenommen. 

J. Sprachlehrerinnenprüfungen. 

Frühjahrstermin: ſchriftlic h. 13. April. 

u , I. Termin 16. April. 
mündlich II. Termin 20. April. 
Meldungsfriſt.. . 1. März. 
che. 19. Oktbr. 

„ . I. Termin 22. Oktbr. 
mündlich II. Termin 26. Oktbr. 
Meldungsfriſt.. . 6. Septbr. 

Meldungen find an das Provinzial - Schul- 
kollegium einzureichen. In dem Gefuche iſt anzu⸗ 
geben, ob die Ablegung der Prüfung in der fran⸗ 
zöſiſchen und engliſchen Sprache oder, wenn nur in 
einer, in welcher von beiden gewünſcht wird. 

K. Schulvorſteherinnenprüfungen. 


Herbſttermin: 


Früh jahrstermin: mündlich 6. Juni. 
Meldungsfriſt .. 12. März. 

Herbſttermin: mündlich 7. November. 
Meldungsfriſt .. 15. Auguſt. 


Meldungen ſind an das Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegium einzureichen. 
L. Handarbeitslehrerinnenprüfungen. 
A. Frühjahrstermine: 


a) Lette⸗Verein: ſchriftlich h. 3. März. 
mündlich 7. März 


Meldungsfriſt .. 10. Januar. 
b) Vaterländiſcher Frauen⸗ 
Verein: ſchriftlichc h. 10. März. 
mündlich. 14. März. 
Meldungsfriſt .. 10. Januar. 
c) Heimathaus für Töchter 
höherer Stände: ſchriftlich h. 17. März. 
mündlich. 21. März. 
Meldungsfriſt .. 10. Januar. 
B. Herbſttermine: 
a) Heimathaus für Töchter 
höherer Stände: ſchriftlic . . . 1. September. 
mündlich. 5. September. 
Meldungsfriſt .. 15. Juli. 
b) Vaterländiſcher Frauen⸗ 


Verein: ſchriftlich he. 8. September. 
mündlich. 12. September. 

Meldungsfriſt .. 15. Juli. 
o) Lette⸗vVerein: ſchriftlich h. 15. September. 
mündlich. 19. September. 


Meldungsfriſt .. 15. Juli. 
Meldungen ſind an das Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegium einzureichen. Die Verteilung der ein⸗ 
gegangenen Meldungen auf die einzelnen Prüfungs⸗ 
kommiſſionen wird von dem Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegium vorgenommen. 


M. Hauswirtſchaftslehrerinnenprüfungen. 
A. Frühjahrstermine: 
a) Peſtalozzi⸗ 


Fröbelhaus: ſchriftlic h. 28. Februar. 
mündlich. 3. März. 

Meldungsfriſt .. 10. Januar. 
b) Lette⸗Verein: ſchriftlic h. 7. März. 
mündlich. 10. März. 


Meldungsfriſt .. 10. Januar. 
c) Vaterländiſcher Frauen⸗ 
Verein: schriftlich ht. 14. März. 
mündlich. 17. März. 
Meldungsfriſt .. 10. Januar. 
B. Herbſttermine: 
a) Peſtalozzi⸗ 


Fröbelhaus: ſchriftlich . ... 5. September. 
mündlich. 8. Septe mber. 

Meldungsfriſt .. 15. Juli. 

b) Vaterländiſcher Frauen⸗ 

Verein: ſchriftlic h. 12. September. 
mündlich. 15. September. 

Meldungsfriſt .. 15. Juli. 
c) Lette⸗Verein: ſchrifilich h. 19. September. 
2 mündlich. 22. September. 

Meldungsfriſt .. 15. Juli. 


Meldungen find an das Provinzial» Schul- 

kollegium einzureichen. 
N. Taubſtummenlehrerprüfung. 
mündlich. 21. März. 

Meldungen ſind an das Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegium einzureichen. 

Berlin, den 18. November 1909. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 

Unter Hinweis auf unſere Rundverfügung vom 
24. November 1903 — 2 B! 6857 — wird die 
pünktliche Innehaltung der für die Meldung zur 
2. Lehrerprüfung geſetzten Friſt den Beteiligten noch 
beſonders zur Pflicht gemacht. 

Frankfurt a. O., den 22. Dezember 1909. 

Königliche Regierung; 

Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

2 B! 7153. M. 


Lehrerſtellen. 

23. Zum 1. Januar 1910. Kreis Soldin: 
Woltersdorf, K. u. 1. L. Zum 1. Februar 1910: 
Kreis Lebus: Oberlindow, Hauptlehrer u. Küſterſt. 
Zum 15. Februar 1910: Kreis Königsberg Nm.: 
Belgen, L. Zum 1. April 1910: Kreis Calau: 
Lübbenau, L. Kreis Cottbus: Papitz, K. u. 1. L. 
Kreis Luckau: Kaſel, K. L. Kreis Lübben: Jeſſern, L. 
Kreis Soldin: Liebenfelde, K. L. Kreis Sorau: 
Albrechtsdorf, Hauptlehrerſt. u. K., Teuplitz, Haupt⸗ 
lehrerſt. u. K., Großkölzig, 4. L., Noßdorf, 2. L., 
Jeſſen, K. u. L. Kreis Spremberg: Großbuckow, 
2. L. Krels Weſtſternberg: Ziebingen, Rektorſtelle. 

Bewerbungen find an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 


Verlag: Königliche Regierung — Amtsblattſtelle — zu Frankfurt a. D. 


— 
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Anweiſung, 


betreffend 


die Genehmigung und Unterſuchung der Dampfkeffei. 


a Anhalt. 
Abſchnitt I: Allgemeine Beſtimmungen (88 1 bis 6). 
Abſchnitt II: Anlegung der Dampfkeſſel (88 7 bis 18). 
Abſchnitt III: Inbetriebſetzung der Dampffeſſel (88 19 bis 26). 
Abſchnitt IV: Prüfung nach einer Hauptausbeſſerung (8 27). 
Abſchnitt V: Regelmäßige techniſche Unterſuchungen (88 28 bis 38). 
Abſchnitt VI: Gebühren (88 39 und 40). 
Abſchnitt VII: Sonſtige Beſtimmungen (8$ 41 bis 44). 
Anlagen: I: Gebührenordnung. 
II: 12 Vordrucke. 
III: Vereinbarung der verbündeten Regierungen vom 17. Dezember 1908, 
betreffend Beſtimmungen über die Genehmigung, Unterſuchung und 
Reviſion der Dampfkeſſel. 


In Ausführung der §§ 24 und 25 der Reichs⸗Gewerbeordnung ſowie auf Grund des 
§ 3 des Geſetzes vom 3. Mai 1872, den Betrieb der Dampfkeſſel betreffend (GS. S. 515), 
beſtimme ich, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. 
Begrenzung des Geltungskreiſes der Anweiſung. 


I. Der gegenwärtigen Anweiſung unterliegen Dampfkeſſel aller Art (feſtſtehende, be» 
wegliche Dampfkeſſel, Schiffsdampfkeſſel), auch wenn fie weder zum Maſchinenbetriebe noch 
zu gewerbsmäßiger Verwendung beſtimmt ſind. 5 

II. Die im $ 1 Abſatz 3 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗ 
legung von Land. und Schiffsdampfkeſſeln (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
17. Dezember 1908, RGBl. 1909 S. 3 ff.) bezeichneten Dampfüberhitzer, Niederdruck und 
Zwergkeſſel gelten nicht als Dampfkeſſel im Sinne dieſer Anweiſung. 

III. Zur Genehmigung, Inbetriebſetzung und ſtändigen Überwachung der Keſſel von 
Lokomotiven auf Haupt- und Nebeneiſenbahnen, Kleinbahnen (§ 1 des Geſetzes über Klein⸗ 
bahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892) ſowie ſolcher Privatanſchlußbahnen 

§ 43 und 51 des Kleinbahnengeſetzes), deren Lokomotiven auch auf den Geleiſen der 
Haupt-, Neben⸗ oder Kleinbahn, an die der Anſchluß ſtattfindet, verkehren ſollen, ſind die 
zur eiſenbahntechniſchen Aufſicht über „die genannten Bahnen berufenen Königlichen Eifen- 
bohnbehörden zuſtändig. Die gegenwärtige Anweiſung findet auf dieſe Lokomotiven keine 
Anwendung, ſoweit nicht durch den Miniſter der öffentlichen Arbeiten die Geltung gleicher 
Beſtimmungen angeordnet wird. 
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IV. Auf die Keſſel ſolcher Lokomotiven von Privatanſchlußbahnen (§ 43 des Klein⸗ 
bahnengeſetzes), die ausſchließlich auf deren Geleiſen verkehren, findet nur der Abſchnitt II 
der gegenwärtigen Anweiſung „Anlegung der Dampfkeſſel“ Anwendung. Zur Inbetrieb- 
ſetzung und ſtändigen Überwachung dieſer Keſſel iſt die zur eiſenbahntechniſchen Aufſicht 
über die Privatanſchlußbahn berufene Behörde zuſtändig (§8 20 und 47 des Kleinbahnen⸗ 
gejege2). Hierbei gilt wegen Einführung von Beſtimmungen, die der vorliegenden Anwei⸗ 
ſung entſprechen, das unter Abſatz III (letzter Satz) Geſagte. 

V. Die übrigen Lokomotiven, insbeſondere die ausſchließlich auf Anſchlußgleiſen von 
Betrieben, die der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehen ($ 51 des Kleinbahnengeſetzes), 
verkehrenden Lokomotiven ſowie Lokomotiven derjenigen nicht dem öffentlichen Verkehre, 
dienenden Bahnen, die keinen Anſchluß an Eiſenbahnen im Sinne des Geſetzes vom 3. No⸗ 
vember 1838 oder an Kleinbahnen haben, unterliegen der Anweiſung in vollem Umfange. 
Das Gleiche gilt von Lokomotiven der Privatunternehmer, die beim Bau von Haupt-, 
Neben⸗, Klein⸗ und Privatanſchlußbahnen verwendet werden. 

VI. Inſoweit die Anweiſung hiernach auf Lokomotivkeſſel Anwendung findet, werden 
dieſe den beweglichen Dampfkeſſeln gleich geachtet. 


8 2. 
Prüfung der Keſſel durch ſtaatliche Beamte und im ſtaatlichen Auftrage. 
IJ. Die Ausführung der auf Grund der nachſtehenden Vorſchriften vorzunehmenden 
Prüfungen der feſtſtehenden, beweglichen und Schiffsdampfkeſſel erfolgt: 

1. bei Dampfkeſſeln auf den der Aufſicht der Bergbehörden unterſtehenden privaten 
Betrieben, ſoweit dieſe nicht Mitglieder von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen 
ſind oder von ſolchen im ſtaatlichen Auftrag überwacht werden, durch die König⸗ 
lichen Bergrevierbeamten; 

2. bei Dampfkeſſeln auf Bergwerken, Aufbereitungsanſtalten und anderen der Auf- 
ſicht der Bergbehörden unterſtehenden Anlagen des Staates, ſoweit nicht be⸗ 
ſondere Beamte dafür beſtellt ſind, durch die Königlichen Bergrevierbeamten, bei 
Dampfkeſſeln auf Hüttenwerken des Staates durch die Leiter dieſer Werke oder 
ihre Stellvertreter; in beiden Fällen kann mit Genehmigung des Miniſters für 
Handel und Gewerbe eine andere Form der Überwachung zugelaſſen werden; 

3. bei Dampfkeſſeln der preußiſchen Staatseiſenbahnen durch die zuſtändigen tech⸗ 
niſchen Beamten der Staatseiſenbahnverwaltung; 

4. bei Dampfkeſſeln der dem Geſetze vom 3. November 1838 (GS. S. 505) unter- 
liegenden Privateiſenbahnen durch die von dem zuſtändigen Eiſenbahn⸗Direktions⸗ 
Präſidenten damit beauftragten Sachverſtändigen; 

5. bei Dampfkeſſeln der Kleinbahnen, ſoweit fte ausſchließlich Bahnzwecken dienen, 
durch die von dem Präſidenten der zuſtändigen Eiſenbahn⸗Direktion damit be- 
auftragten Sachverſtändigen, andernfalls durch die Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
vereine in einer der zugelaſſenen Formen ($ 2 Ziff. 9 oder § 3), unbeſchadet 
des Rechts der kleinbahngeſetzlichen Aufſichtsbehörden, durch Beſichtigung der 
Anlagen feſtzuſtellen, ob ihr Zuſtand und ihre Leiſtungsfähigkeit die Regel⸗ 
mäßigkeit und Sicherheit des Kleinbahnbetriebs gewährleiſten, und Verbeſſe⸗ 
rungen zu fordern, die im Intereſſe der Betriebsſicherheit auf den Kleinbahnen 
und zur Wahrung der Intereſſen des öffentlichen Verkehrs notwendig erſcheinen; 

6. bei Dampfkeſſeln der Staats⸗Bauverwaltung, ſoweit bei ihr beſondere, für das 
Maſchinenbaufach vorgebildete höhere Beamte beſtellt ſind, durch dieſe, andern⸗ 
falls durch die Gewerbeaufſichtsbeamten; 

7. bei den übrigen preußiſchen fiskaliſchen Dampfkeſſeln durch die Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten, vorbehaltlich beſonderer Ausnahmen durch den Miniſter für 
Handel und Gewerbe; N 

8. bei den Dampfkeſſeln der Kaiſerlichen Marine, der Poſtverwaltung, der Heeres⸗ 
verwaltung, der Verwaltung des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals, ſoweit bei dieſen Ver⸗ 
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waltungen beſondere, für das Maſchinenbaufach vorgebildete höhere Beamte beſtellt 

ſind, durch dieſe, andernfalls durch die Dampfkeſſelüberwachungsvereine im ſtaat⸗ 

925 Auftrage, ſofern die genannten Verwaltungen nicht Mitglieder eines ſolchen 
ereins find; 

9. im übrigen, vorbehaltlich beſonderer Ausnahmen durch den Miniſter für Handel 
und Gewerbe (88 3 und 5), durch ſtaatlich hierzu ermächtigte Ingenieure der 
preußiſchen oder in Preußen anerkannten Dampfkeſſelüberwachungsvereine im 
ſtaatlichen Auftrage. Zur Ausführung erſter Druckproben und Bauprüfungen 
und der Druckproben nach Hauptaus beſſerungen in den Keſſelfabriken ſind die 
Vereinsingenieure innerhalb ihrer Vereinsbezirke (§ 3 Abſatz V) ſtets zuſtändig, 
wenn die ſonſt befugten Dienſtſtellen keinen Vorbehalt zugunſten der von ihnen 
beſtellten Sachverſtändigen machen. 


II. Die vom Staate beauftragten Dampfkeſſelüberwachungsvereine haben die nach 
Maßgabe der nachſtehenden Vorſchriften vorzunehmenden Prüfungen zu den durch die Ge⸗ 
bührenordnung feſtgelegten Sätzen auszuführen. Für den Übergang der von ihnen im 
ſtaatlichen Auftrage beauffichtigten Dampfkeſſel zu einem Überwachungsvereine gelten die 
Beſtimmungen des § 41. 

8 3. 
Dampfkeſſelüberwachungs vereine. 


I. Vereinen von Dampfkeſſelbeſitzern, welche eine regelmäßige und ſorgfältige Über- 
wachung der Keſſel vornehmen laſſen, kann durch den Miniſter für Handel und Gewerbe 
die Vergünſtigung erteilt werden, daß bei den Mitgliedern die Vereinsüberwachung an die 
Stelle der amtlichen Prüfung (§ 2 Abſatz I Ziffer 9) tritt. 

II. Die vorgeſchriebenen Prüfungen werden alsdann von den Ingenieuren der Keſſel⸗ 
überwachungsvereine nach Maßgabe der ihnen von dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
verliehenen Berechtigungen ausgeführt. 

III. Die Erteilung der im Abſatz I gedachten Vergünſtigung an die Vereine und die 
Verleihung der im Abſatz II erwähnten Berechtigungen an die Vereinsingenieure iſt jederzeit 
widerruflich. 

IV. Die Erteilung der Vergünſtigung an die Vereine und die Entziehung derſelben 
maß Widerruf iſt in den Amtsblättern der beteiligten Regierungen öffentlich bekannt zu 
machen. 

V. Die Vereine ſind, vorbehaltlich beſonderer Ausnahmen, nicht befugt, ihre amtliche 
Tätigkeit außerhalb ihrer vom Miniſter für Handel und Gewerbe feſtgeſetzten Aufſichts⸗ 
bezirke, deren Abgrenzung öffentlich bekannt gemacht wird, auszuüben. Wegen der Aus⸗ 
nahmen vergl. 88 24 Abſatz IV und 30 Abſatz IV. Außerdem kann den Vereinen durch 
die zu ihrer Beaufſichtigung berufenen Behörden (§ 4) bei Schiffskeſſelbeſtellungen im 
Auslande geſtattet werden, die erſte Druckprobe und andere Prüfungen im Auslande vor⸗ 
zunehmen, ſofern dadurch die Intereſſen der Schiffseigner gefördert werden. 


§ 4. 

I. Die im 83 bezeichneten Vereine haben dem zu ihrer Beaufſichtigung vom Miniſter 
für Handel und Gewerbe berufenen Regierungspräſidenten — im Landespolizeibezirke Berlin 
dem Polizeipräſidenten zu Berlin — oder Oberbergamte bis zum 1. Juli jedes Jahres 
zur Übermittelung an den Miniſter für Handel und Gewerbe einen Bericht über ihre 
Tätigkeit während des abgelaufenen Etatsjahrs nach den hierüber ergangenen beſonderen 
Vorſchriften zu erſtatten ſowie außerdem den für ihren Bezirk örtlich zuſtändigen Regierungs⸗ 
präſidenten (im Landespolizeibezirke Berlin dem Polizeipräſidenten zu Berlin) oder Ober⸗ 
bergämtern bis zu demſelben Zeitpunkte nachſtehende Überſichten einzureichen: 


1. ein Hauptverzeichnis der bei Vereinsmitgliedern überwachten Dampfkeſſel, getrennt 
nach Gewerbeaufſichtsbezirken oder Bergrevieren, welches in der Weiſe gebildet 
wird, daß für jeden Dampfkeſſel ein auswechſelbares Blatt nach dem anliegenden 


1 * 


a 


Vordruck H zur Sammlung genommen wird. Die Blätter find durch Eintragung 
aller an dem Dampfkeſſel ausgeführten Prüfungen ſtändig auf dem Laufenden 
zu erhalten; 

2. ein gleiches Verzeichnis der von den Vereinen im ſtaatlichen Auftrage über⸗ 
wachten Dampfkeſſel (§ 2 Abſatz I Ziffer 9). 

Die Verzeichniſſe ſind durch Vermittelung der zuſtändigen Gewerbeinſpektoren oder 
Bergrevierbeamten vorzulegen und von dieſen mit einem kurzen Hinweis über etwa er⸗ 
forderliche Aufklärungen den zuſtändigen Dienſtſtellen weiterzugeben. Die Rückgabe an die 
Vereine hat ſpäteſtens innerhalb 4 Wochen zu erfolgen. 

II. Die Vereine haben ferner von jedem Ausſcheiden eines Mitglieds unter Angabe, 
durch wen die Überwachung ſeiner Keſſel in der Folge bewirkt werden wird, der zuſtändigen 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde unverzüglich Nachricht zu geben. 

85. 
Befreiung einzelner Dampfkeſſelbeſitzer von den amtlichen Prüfungen. 

J. Eine gleiche Vergünſtigung, wie den im § 3 Abſatz I bezeichneten Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereinen, kann ausnahmsweiſe auch einzelnen Dampfkeſſelbeſitzern ſowie den 
Privateiſenbahnen, welche für eine ſachgemäße Ausführung der Prüfungen und Druckproben 
und für eine regelmäßige Überwachung ihrer Dampfkeſſel entſprechende Einrichtungen ge⸗ 
troffen haben, zuteil werden mit der Maßgabe, daß bei den von den amtlichen Prüfungen 
befreiten einzelnen Dampfkeſſelbeſitzern mindeſtens die Vorprüfung ($ 11) und die Abnahme 
($ 24) den mit Keſſelprüfungen beauftragten Staatsbeamten verbleibt. 

II. Die im Genuſſe der Vergünſtigung befindlichen Dampfkeſſelbeſitzer haben den im 
$ 4 Abſatz I bezeichneten örtlich zuſtändigen Behörden innerhalb acht Wochen nach Ablauf 
des Etatsjahrs die Zahl der von ihnen im Laufe des Etatsjahrs betriebenen Dampfkeſſel 
und die unter Ziffer 1 daſelbſt vorgeſchriebene Überſicht einzureichen. 

8 6. 
Freizügigkeit der Keſſel. 

I. Bewegliche und Schiffsdampfkeſſel, deren Inbetriebnahme in einem anderen Bundes. 
ſtaat auf Grund des § 24 der Gewerbeordnung und der allgemeinen polizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ oder Schiffsdampfkeſſeln genehmigt worden iſt, 
können in Preußen ohne nochmalige vorgängige Unterſuchung betrieben werden, ſofern die 
Veſcheinigungen über die gemäß § 12 der vorbezeichneten allgemeinen polizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen vorzunehmenden Prüfungen ſowie über die etwa ausgeführten regelmäßigen 
Prüfungen vorgelegt werden und ſeit der letzten Unterſuchung (Abnahme oder regelmäßige 
Prüfung) nicht mehr als ein Jahr verfloſſen iſt. Unter derſelben Vorausſetzung ſollen 
ſolche Keſſel bei vorübergehendem Aufenthalt in Preußen nicht früher zu regelmäßigen 
Unterſuchungen herangezogen werden, als ſolche in dem Heimatsſtaate fällig werden. 

II. Dampfkeſſel, die am Verfertigungsort eines anderen Bundesſtaats oder innerhalb 
Preußens von einem hierfür zuſtändigen Beamten oder ſtaatlich ermächtigten Sachver- 
ſtändigen nach § 12 Abſatz 2 und 3 und $ 14 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Land- oder Schiffsdampfkeſſeln, oder nach Vornahme einer Aus⸗ 
beſſerung gemäß $ 13 a. a. O. geprüft und den Vorſchriften unter 8 12 Abſatz 5 daſelbſt ent. 
ſprechend abgeſtempelt worden ſind, unterliegen, ſobald ſie im ganzen nach ihrem Aufſtellungs⸗ 
orte verſchickt werden und die Beſcheinigung des Sachverſtändigen über die Prüfung vorgelegt 
wird, einer weiteren Bauprüfung oder Waſſerdruckprobe vor ihrer Einmauerung oder Wieder⸗ 
inbetriebſetzung nur dann, wenn fie durch den Verſand oder aus anderer Veranlaſſung Be- 
ſchädigungen erlitten haben, welche die Wiederholung der Prüfung geboten erſcheinen laſſen. 

III. Zur Ausführung der fälligen regelmäßigen Prüfungen von beweglichen und 
Schiffsdampfkeſſeln bei vorübergehendem Aufenthalt in Preußen werden die zuſtändigen 
Sachverſtändigen des Heimatsorts ohne beſonderen Antrag zugelaſſen. Dem Beſitzer 
ſolcher Keſſel ſteht es jedoch frei, ſich an den Dampfkeſſelüberwachungsverein desjenigen 
Ortes zu wenden, an welchem ſich der Keſſel zur Zeit der Fälligkeit der Unterſuchung 
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befindet. Der Verein iſt verpflichtet, die Unterſuchungen auf Antrag auszuführen und 
Abſchrift der darüber in das Reviſionsbuch einzutragenden Beſcheinigung der für die regel⸗ 
mäßige Prüfung zuſtändigen Stelle zu überſenden. Die in ſolchen Fällen von den Vereinen 
zu erhebenden Unterſuchungsgebühren dürfen den Betrag nicht überſchreiten, der von ihnen 
für außerordentliche Prüfungen der im ſtaatlichen Auftrag überwachten Keſſel erhoben wird. 

IV. Die Beſcheinigungen der in anderen Bundesſtaaten mit der regelmäßigen Prüfung 
der beweglichen und Schiffsdampfkeſſel ermächtigten Beamten oder Sachverſtändigen über 
die Vornahme regelmäßiger Unterſuchungen ſolcher Keſſel werden in Preußen anerkannt. 

V. Die Beſcheinigungen der in anderen Bundesſtaaten nach § 2 Abſatz 1 der allge⸗ 
gemeinen polizeilichen Veſtimmungen über die Anlegung von Land- oder Schiffsdampfkeſſeln 
zur Prüfung des Bauſtoffs der Dampfkeſſel ermächtigten Sachverſtändigen werden in 
Preußen anerkannt. 

VI. Dampfkeſſel aus dem Auslande müſſen nach den Vorſchriften des § 12 der all- 
gemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land- oder Schiffsdampfkeſſeln 
durch einen in Preußen zuſtändigen Sachverſtändigen geprüft werden. Dabei muß die 
Ummantelung der Keſſel entfernt werden. Der Nachweis, daß der Vauſtoff ſolcher Keſſel 
den anerkannten Regeln der Technik entſpricht und erforderlichenfalls geprüft worden iſt, 
hat, ſoweit nicht § 3 Abſatz W letzter Satz zutrifft oder die Beſtimmungen für alte Keſſel 
($ 21 Abſatz 2 oder § 18 Abſatz 2 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die 
Anlegung von Land- oder Schiffsdampfkeſſeln) Platz greifen, durch Vorlegung der Zeugniſſe 


von Sachverſtändigen zu geſchehen, deren Anerkennung durch den Miniſter für Handel und 
Gewerbe erfolgt iſt. 


II. Aulegung der Dampfkeſſel. 
Fälle der Genehmigung. 
SE 


Neugenehmigung. 

Zur Anlegung neuer Dampfkeſſel oder zur Wiederinbetriebnahme alter Keſſel, deren 
Genehmigung nach § 49 der Gewerbeordnung oder aus anderen Gründen erloſchen iſt, 
bedarf es nach Maßgabe des § 24 der Gewerbeordnung einer gewerbepolizeilichen Ge- 
nehmigung. Dieſe wird bei feſtſtehenden Dampfkeſſeln für eine beſtimmte Betriebsſtätte, 
bei Schiffsdampfkeſſeln für ein beſtimmtes Schiff, bei beweglichen Dampfkeſſeln ohne Be⸗ 
ziehung zu einer Betriebsſtätte erteilt. Daher bedürfen feſtſtehend genehmigte Dampfkeſſel, 
die an einer neuen Betriebsſtätte oder künftig als bewegliche an verſchiedenen Betriebs⸗ 
ſtätten, oder Schiffsdampfkeſſel, die außerhalb des Schiffes, auf das die Genehmigung lautet 
— ſei es in Verbindung mit einem andern Schiffe, ſei es auf dem Feſtlande —, oder be⸗ 
wegliche Dampfkeſſel, die feſtſtehend betrieben werden ſollen, einer neuen Genehmigung im 
Sinne des § 24 der Gewerbeordnung. Ein neuer an die Stelle eines alten tretender 
Dampfkeſſel bedarf ſtets der gewerbepolizeilichen Genehmigung, auch wenn er von derſelben 
Bauart wie der alte Keſſel iſt. Reſerveſchiffskeſſel, welche mit den Keſſeln, zu deren Erſatz 
ſie dienen ſollen, in der Bauart, Größe und Spannung übereinſtimmen, können gleichzeitig 
für mehrere gleichgebaute Schiffe genehmigt werden. Erſatzteile, die in der Bauart mit 
denen übereinſtimmen, zu deren Erſatz fie beſtimmt find und hinſichtlich ihres Bauſtecfs den 
geltenden Beſtimmungen entſprechen, bedürfen keiner Genehmigung (3. B. die ausziehbaren 
Teile von Feuerbüchskeſſeln). 

88. 


Erneute Genehmigung. 


J. Zu weſentlichen Anderungen einer genehmigten Dampfkeſſelanlage bedarf es der 
erneuten Genehmigung nach Maßgabe des § 25 der Gewerbeordnung. Als ſolche Ande⸗ 
rungen gelten: 

1. weſentliche Anderungen in der Bauart der Dampfkeſſel, 


j 
2. weſentliche Anderungen in bezug auf Lage oder Beſchaffenheit der Betriebsſtätte 
von feſtſtehenden und Schiffsdampfkeſſeln, 
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3. weſentliche Anderungen im Betriebe der Dampfkeſſel, z. B. eine aus ſicherheits⸗ 
polizeilichen Gründen erforderliche, dauernde Herabſetzung, oder eine vom Unter⸗ 
nehmer beantragte Erhöhung der in der Genehmigungsurkunde feſtgeſetzten 
höchſten zuläſſigen Dampfſpannung. 

II. Einer Genehmigung durch die Beſchlußbehörde bedarf es ferner, wenn eine 
weſentliche Anderung der in der Genehmigungsurkunde aufgeführten Bedingungen ſtattfinden 
ſoll oder eine weſentliche Anderung der durch die allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Land- oder Schiffsdampfkeſſeln vorgeſchriebenen Sicherheits⸗ 
vorrichtungen beabſichtigt wird. 


§ 9. 
Zuſtändigkeit. 

J. Über die nach den §8 7 und 8 vorgeſchriebenen Genehmigungen beſchließt hin⸗ 
ſichtlich der Dampfkeſſel in den der Aufſicht der Bergbehörden unterſtellten Betrieben das 
Oberbergamt, im übrigen der Kreisausſchuß (in den Hohenzollernſchen Landen der Amts⸗ 
ausſchuß), in Stadtkreiſen der Stadtausſchuß, in den einem Landkreis angehörigen Städten 
mit mehr als 10 000 Einwohnern und in denjenigen Städten der Provinz Hannover, für 
welche die revidierte Städteordnung vom 24. Juni 1858 gilt — mit Ausnahme der im 
8 27 Abſatz 2 der Kreisordnung für dieſe Provinz vom 6. Mai 1884 bezeichneten Städte — 
der Magiſtrat (kollegialiſche Gemeindevorſtand). 

II. Die örtliche Zuſtändigkeit beſtimmt ſich: 

1. bei feſtſtehenden Dampfkeſſeln nach dem Orte der Errichtung, ausgenommen 
Kleinkeſſel, für welche die Genehmigung von ihren Erbauern am Fabrikations⸗ 
orte ohne Beziehung zu einer Betriebsſtätte nachgeſucht werden kann, ſelbſt 
wenn die Keſſel von Mauerwerk umgeben find und ſpäter an einem Betriebs. 
orte zu dauernder Benutzung aufgeſtellt werden ſollen (ſiehe § 18 der allge⸗ 
meinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln). 
Die Art ihrer Einmauerung iſt in ſolchen Fällen durch Zeichnung feſtzulegen 
und darf davon bei ihrer Aufſtellung als feſtſtehende Keſſel nicht abgewichen 
werden; 

2. bei beweglichen Dampfkeſſeln nach dem Wohnſitze des Antragſtellers; 

3. bei Schiffsdampfkeſſeln in erſter Linie nach dem Heimatshafen, den das Schiff 
nach der Erklärung des Erbauers des Schiffes erhalten ſoll, oder wenn dieſer 
Hafen noch nicht feſtſteht, nach dem Wohnſitze des Beſtellers (Schiffseigners), 
oder wenn der Bau des Schiffes ohne Auftrag erfolgt, nach dem Wohnſitze des 
Erbauers des Schiffes. 

II. Zur baupolizeilichen Genehmigung und Dis penserteilung des zu einer Keſſel⸗ 
anlage gehörigen baulichen Zubehörs (Keſſelhaus, Schornſtein uſw.) ſind nicht die örtlich 
zuſtändigen Baupolizeibehörden, ſondern ausſchließlich die im Abſatz I bezeichneten Beſchluß⸗ 
behörden zuſtändig. 


8 10. 
Form und Unterlagen des Antrags. 


I. Anträge auf Erteilung der in den 88 7 und 8 gedachten Genehmigungen find als 
ſchleunige Angelegenheiten zu behandeln. 

II. Der Antrag an die Beſchlußbehörde ift, entſprechend den durch $ 1 7 IV und V 
und 88 2 und 3 geregelten Zuſtändigkeitsverhältniſſen, zur Beſchleunigung des Verfahrens 
unmittelbar dem für die regelmäßige Überwachung des Keſſels zuſtändigen Beamten oder 
Dampfkeſſelüberwachungsvereine vorzulegen. Keſſelbeſitzer, deren Keſſel gemäß & 5 von 
den amtlichen Prüfungen befreit ſind, haben den Antrag bei dem für den Bezirk zuſtändigen 
Gewerbeinſpektor oder Bergrevierbeamten anzubringen. 

III. Aus dem Geſuche muß der vollſtändige Name, Stand und Wohnort des Veſitzers 
erſichtlich ſein. Demſelben ſind, abgeſehen von den Anträgen auf Genehmigung fiskaliſcher 


— — 


und ſolcher Anlagen, deren Unterſuchung durch Königliche Bergrevierbeamte oder deren 
Abnahme gemäß 55 durch Staatsbeamte bewirkt wird, für welche je zwei Ausfertigungen 
genügen, in je drei Ausfertigungen beizufügen: 5 

1. eine Beſchreibung, welche nach dem dieſer Anweiſung anliegenden Muſter J für 
feſtſtehende, bewegliche Keſſel und Schiffsdampfkeſſel anzufertigen iſt; 

2. eine maßſtäbliche Zeichnung, aus welcher die für die Berechnung der Wand⸗ 
ſtärken und der Heizfläche des Keſſels erforderlichen Maße, die etwa vorhandenen 
Verſtärkungen ſowie die Höhe des niedrigſten zuläſſigen Waſſerſtandes über den 
Feuerzügen zu erſehen ſind; bei Schiffsdampfkeſſelanlagen muß die maßſtäbliche 
Zeichnung wenigſtens den Schiffsteil, der zum Einbau des Keſſels dient, mit 
den benachbarten Räumen ſowie die Art der Befeſtigung und Lagerung des 
Keſſels und ſeine Armaturen umfaſſen. Ferner iſt anzugeben, ob es ſich um 
einen Fluß⸗ oder Seeſchiffskeſſel handelt. 

IV. Wenn die Anlegung eines feſtſtehenden Keſſels beabſichtigt wird, ſo ſind ferner 
in der dem Abſatz III entſprechenden Zahl von Ausfertigungen einzureichen: 

3. ein Lageplan, welcher die Lage der Betriebsſtätte auf dem Grundſtück und des 
letzteren zu den angrenzenden Straßen und Grundſtücken erkennen läßt; 

4. eine maßſtäbliche Zeichnung des Aufſtellungsraums des Keſſels, aus der auch 
der Standort des Keſſels und des Schornſteins ſowie die Lage der Feuer⸗ und 
Rauchröhren gegen die benachbarten Grundſtücke, der Zu⸗ und Ausgänge des 
Keſſelraums und die Abmeſſungen der zur Beleuchtung und Lüftung angebrachten 
Fenſter, Dachaufſätze u. dergl. deutlich zu erkennen find; 

5. die ſtatiſchen Berechnungen und Zeichnungen für neu zu errichtende, freiſtehende 
Schornſteine ſowie für größere Dachkonſtruktionen. 

V. Außerdem iſt der Antragſteller verpflichtet, dem Keſſelprüfer auf Erſuchen alle 
zweckdienlichen Angaben zu machen, um dieſen in den Stand zu ſetzen, das von ihm ge⸗ 
forderte Gutachten (§ 11 Abſatz I) über die vorausſichtliche Einwirkung der Anlage auf 
die Nachbarſchaft durch Rauch, Ruß oder Flugaſche, insbeſondere bei feſtſtehenden und Schiffs⸗ 
dampfkeſſeln, zu erſtatten. 

VI. Bei beſtehenden Dampfkeſſelanlagen, die einer erneuten Genehmigung be⸗ 
dürfen (§ 8), genügt es, wenn mit dem Antrag und der nach $ 19 etwa erforderlichen 
Beſcheinigung über die Bauprüfung die frühere Genehmigungsurkunde mit ihren Anlagen 
ſowie die Beſchreibung und Zeichnung der beabfichtigten Veränderungen in der nach Abſatz III 
und $ 16 Abſatz I erforderlichen Zahl der Ausfertigungen vorgelegt werden. 

VII. Für die erforderlichen Zeichnungen iſt ein auf ihnen einzuzeichnender Maßſtab 
zu wählen, welcher eine deutliche Anſchauung gewährt. Die Blattgröße der Zeichnungen 
muß in ein⸗, zwei⸗ oder vierfacher Größe des Reichsformats für Papier (21 x 33 cm) 
hergeſtellt werden. Zeichnungen, welche nicht auf Pausleinwand hergeſtellt find, find auf 
Leinwand aufzuziehen. Zeichnungen, welche im Blauverfahren vervielfältigt ſind, dürfen 
nicht verwendet werden. 

. Beſchreibungen und Keſſelzeichnungen ſind bei neuen Keſſeln von dem Ver⸗ 
fertiger der Keſſel und dem Beſitzer, bei erneut zu genehmigenden alten Keſſeln mindeſtens 
vom Beſitzer unter Angabe des Wohnorts und Datums zu unterſchreiben. Der Lageplau 


und die übrigen Bauvorlagen bedürfen der entſprechenden Unterſchrift des Beſitzers und 
des verantwortlichen Bauleiters (Unternehmers). 


8 11. 
Verfahren bei der techniſchen Vorprüfung des Antrags. 

I. Die Stelle, bei der die Vorlagen nach $ 10 Abſatz II einzureichen find, hat dieſe 
nach den beſtehenden baupolizeilichen Vorſchriften ſowie nach den zur Wahrung des Nachbar⸗ 
ſchutzes maßgebenden Geſichtspunkten (§ 10 Abſatz Y) und nach den allgemeinen polizei⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ oder Schiffsdampfkeſſeln zu prüfen. 
Die in den §8 21 bezw. 18 der letzteren enthaltenen Vorſchriften über das Material alter 
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Keſſel ſind nur in den Fällen der Genehmigung alter Keſſel nach Erlöſchen der ihnen früher 
erteilten Genehmigung (d. h. gemäß § 7) anzuwenden. Die erfolgte Prüfung iſt auf den 
Vorlagen zu beſcheinigen. Wegen der nach $ 10 etwa notwendigen Ergänzungen der Vor⸗ 
lagen tritt die Stelle, bei der der Antrag eingebracht iſt, mit dem Antragſteller unmittelbar 
in Verbindung. Sie iſt zur Weitergabe des Geſuchs an die Beſchlußbehörde auch dann 
verpflichtet, wenn es den beſtehenden Beſtimmungen nicht entſpricht. In ſolchen Fällen iſt 
auf die Mängel hinzuweiſen, die für die Verſagung der Genehmigung geltend zu machen 
find, oder es ſind die Einſchränkungen zu bezeichnen, unter denen die Genehmigung bedingt 
erfolgen kann. — Glaubt der Keſſelprüfer, daß ſeine Sachkunde für einzelne Teile der 
baupolizeilichen Prüfung nicht ausreicht, ſo hat er der Beſchlußbehörde entſprechende Mii- 
teilung zur Veranlaſſung des Weiteren zu machen. Sofern die Vorprüfung von einem 
Vereinsingenieur ausgeführt wird, hat die Weitergabe der Vorlagen (mit Ausnahme ſolcher 
für bewegliche Dampfkeſſel in landwirtſchaftlichen Betrieben) an die Veſchlußbehörden durch 
die Hand des zuſtändigen Gewerbeinſpektors oder Bergrevierbeamten zur Prüfung und 
Beſcheinigung der Vorlagen zu erfolgen. 

II. In denjenigen Städten, in denen die Baupolizei einer Königlichen Behörde zuſteht, 
ift bei feſtſtehenden Dampfkeſſeln das nach Abſatz! begutachtete Genehmigungsgeſuch vor 
der Beſchlußfaſſung dieſer Behörde zur Prüfung zu überſenden. Dieſe Beſtimmung findet auf 
die für Bergwerke, Aufbereitungsanſtalten oder Salinen und andere zugehörige Anlagen 
beſtimmten Keſſel ſowie dann keine Anwendung, wenn aus dem Antrage hervorgeht, daß 
weder die Errichtung noch die Veränderung von baulichen Anlagen beabſichtigt wird. Die 
Stellen, bei welchen der Antrag eingeht, haben zutreffendenfalls die Beſchlußbehörden auf 
dieſe Umſtände hinzuweiſen. 

III. Die Sachverſtändigen haben ſich der Eintragung von Abänderungsvermerken, die 
ſie für die Ausführung der Anlage für geboten erachten, in den Zeichnungen zu enthalten, 
ihre Anforderungen vielmehr in der Form von Vorſchlägen zu Bedingungen der Beſchlußz⸗ 
behörde mitzuteilen. Dabei iſt in der Regel davon abzuſehen, Forderungen zu ſtellen, die 
vom Unternehmer bereits nach Maßgabe der Zeichnungen oder der Beſchreibung zu er⸗ 
füllen ſind. Die Bedingungen ſind, mit Ausnahme des Vorbehalts bezüglich der zur Ver⸗ 
minderung von Rauch, Ruß und Flugaſche von der Beſchlußbehörde auf Antrag nachträglich 
zu beſchließenden Vorſchriften, derart zu faſſen, daß ſie dem Unternehmer keinen Zweifel 
über die Art ihrer Ausführung laſſen und ihre Erfüllung von dem Keſſelprüfer bei der 
Abnahme nachgeprüft werden kann, ohne daß ſein ſubjektives Ermeſſen, wie bei allgemeinen 
Forderungen etwa der Art „es iſt für hinreichende Lüftung oder ausreichende Beleuchtung 
des Keſſelhauſes Sorge zu tragen“, in Frage kommt. Der zuſtändige Gewerbeinſpektor 
oder Bergrevierbeamte hat anzugeben, ob und inwieweit die von ihm zum Schutze der 
Arbeiter etwa vorzuſchlagenden Vorſchriften als Bedingungen in die Genehmigungsurkunde 
aufzunehmen oder dem Unternehmer bei Überſendung der Urkunde mit dem Hinweiſe mit⸗ 
zuteilen ſind, daß ihre Durchführung im Wege polizeilicher Verfügung ſtattfindet, ſofern 
ſie nicht ſchon bei der Errichtung der Anlage berückſichtigt werden. Der letztere Weg 
erſcheint insbeſondere den unter die Gewerbeordnung oder das allgemeine Berggeſetz fallenden 
gewerblichen Anlagen gegenüber dann angebracht, wenn die Forderung keine Abänderung 
der baulichen Anlage des Keſſelhauſes bedingt. 


§ 12. 
Genehmigung alt angekaufter Keſſel. 


I. Den Geſuchen um Genehmigung alt angekaufter, bereits anderweit im Betriebe 
geweſener Keſſel iſt ein vollſtändiger Nachweis über den Erbauer des Keſſels, über die 
früheren Betriebsſtätten, über die Zeit, während welcher der Keſſel überhaupt ſchon be⸗ 
trieben worden iſt, und über die Gründe beizufügen, welche dazu geführt haben, den Keſſel 
außer Betrieb zu ſetzen. 

II. Vor der Entſcheidung über den Genehmigungsantrag iſt eine Bauprüfung ($ 20) 
des Keſſels mit genauer Ermittelung der Beſchaffenheit des verwendeten Bauſtoffs und der 
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in den einzelnen Keſſelteilen vorhandenen Blechſtärken (durch Anbohren u. dergl.) vorzu⸗ 
nehmen. Auf Grund dieſer Ermittelungen wird, falls danach die Genehmigung überhaupt 
erteilt werden kann, die höchſte zuläſſige Dampfſpannung feſtgeſetzt. Bei denjenigen alten 
Keſſeln, die nicht befahrbar ſind, kann nach dem Ermeſſen des Keſſelprüfers zur Ermittelung 
ihrer Beſchaffenheit mit der ſonſtigen Unterſuchung eine Waſſerdruckprobe verbunden werden, 
die alsdann als erſte Waſſerdruckprobe ($ 21) anzuſehen iſt. Die Gültigkeitsdauer der 
hiernach auszuſtellenden Beſcheinigungen wird auf ein Jahr beſchränkt, unbeſchadet der Be⸗ 
ſtimmungen im § 6 Abſatz II, die ſinngemäß anzuwenden ſind, ſofern ſich die Beſcheini⸗ 
gungen auch auf Waſſerdruckproben erſtrecken. 

III. Bei denjenigen alt angekauften Dampfkeſſeln, deren frühere Dampfſpannung und 
Herkunft nicht nachgewieſen werden kann, darf die Wiedergenehmigung nur ausnahmsweiſe 
auf Grund einer nach obiger Anleitung beſonders ſorgfältig ausgeführten Unterſuchung der 
geſamten Beſchaffenheit des Keſſels und überdies nur dann erfolgen, wenn der Antrag⸗ 
ſteller ſelbſt die Aufſtellung und Benutzung des Keſſels beabſichtigt. 

IV. Vorſtehende Beſtimmungen finden auch auf ſolche alt angekaufte Keſſel Anwendung, 
welche aus Teilen alter Keſſel unter Hinzufügung neuen Bauſtoffs hergeſtellt ſind. 


§ 13. 


Beſchlußfaſſung. 

I. Die Beſchlußfaſſung über das Genehmigungsgeſuch erfolgt durch das Kollegium der 
Beſchlußbehörde. Die Zuläſſigkeit der Anlage iſt nach den beſtehenden bau⸗, feuer- und geſund⸗ 
heitspolizeilichen Vorſchriften ſowie nach den allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die 
Anlegung von Land⸗ oder Schiffsdampfkeſſeln zu prüfen. Die Vorſitzenden der Beſchlußbehörden 
haben vor der Erteilung der Genehmigung feſtzuſtellen, daß keine Verſtöße gegen örtliche 
Baubeſchränkungen vorliegen, oder 88 1 und 6 des Geſetzes gegen die Verunſtaltung der 
Ortſchaften uſw. vom 15. Juli 1907 (GS. S. 260) nicht zur Anwendung kommen. 

II. Wird die Genehmigung nach dem Antrage des Unternehmers ohne Bedingungen, 
oder unter Bedingungen, mit denen er ſich ausdrücklich einverſtanden erklärt hat, erteilt, ſo 
bedarf es eines beſonderen Beſcheids nicht, ſondern die Behörde fertigt alsbald die Ge⸗ 
nehmigungsurkunde (§ 16) aus. Wird die Genehmigung verſagt, oder unter Bedingungen 
erteilt, mit denen ſich der Unternehmer nicht ausdrücklich einverſtanden erklärt hat, ſo erläßt 
die Beſchlußbehörde einen ſchriftlichen, mit Gründen verſehenen Beſcheid an ihn. 

HI. Der Unternehmer kann innerhalb zweier Wochen nach Zuſtellung des Beſcheids 
entweder Beſchwerde an den Miniſter für Handel und Gewerbe einlegen oder auf münd⸗ 
liche Verhandlung der Sache durch die Beſchlußbehörde antragen. Der in letzterem Falle 
ergehende Beſcheid kann innerhalb zweier Wochen nach der Zuſtellung durch Beſchwerde an 
den Miniſter für Handel und Gewerbe angefochten werden. 


§ 14. 
Vorbeſcheid. 

I. In Fällen, welche keinen Aufſchub zulaſſen oder klar liegen, iſt der Vorſitzende 
des Kreis⸗(Amts⸗, Stadt) Ausſchuſſes befugt, namens dieſer Behörde über das Genehmi⸗ 
gungsgeſuch zu entſcheiden. Der § 13 Abſatz II findet dabei entſprechende Anwendung. 
„ II. Wird ſchriftlicher Beſcheid erteilt, jo ift dem Unternehmer darin zu eröffnen, daß 
ihm gegen den Beſcheid innerhalb zweier Wochen von der Zuſtellung an der Antrag auf 
Beſchlußfaſſung durch das Kollegium (8 13) zuſtehe. 

I. Für die Berechnung der in dieſem und dem vorigen Paragraphen vorgeſchriebenen 
Friſten ſind die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung maßgebend. 


8 15. 
Beſchwerdeverfahren. 
I. Auf die Einlegung der Beſchwerde (§ 13 Abſatz IH) und das weitere Verfahren 
findet der § 122 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
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Anwendung. In beſonderen Fällen kann zur Begründung der Beſchwerde eine Nachfriſt 
bewilligt werden. 

II. Der auf die Beſchwerde ergehende Beſcheid wird der Beſchlußbehörde erſter Inſtanz 
zugefertigt, welche ihn in Ausfertigung dem Unternehmer mitteilt. 


§ 16. 
Genehmigungsurkunde. 

I. Für die Ausſtellung der Genehmigungsurkunde iſt der anliegende Vordruck A zu 
benutzen. Für jeden genehmigten Keſſel iſt eine beſondere Urkunde anzufertigen. Werden 
mehrere Keſſel gleicher Größe, Form, Ausrüſtung und Dampfſpannung gleichzeitig für eine 
und dieſelbe Betriebsſtätte oder ſolche Veränderungen einer beſtehenden Keſſelanlage ge⸗ 
nehmigt, welche auf mehrere oder alle Keſſel der Anlage einwirken (z. B. Errichtung eines 
neuen Schornſteins für eine Keſſelbatterie, Veränderung eines gemeinſchaftlichen Keſſelhauſes 
oder Zuſammenarbeiten von Keſſeln verſchiedener Spannung), ſo bedarf es zur Ausfertigung 
der Urkunden nicht der Beifügung der in § 10 und im Vordruck A verlangten Anlagen zu 
jeder einzelnen Urkunde; es genügt vielmehr ein Hinweis auf diejenige Urkunde, welche die 
Anlagen enthält. Auf Antrag des Unternehmers kann auch die Genehmigung aller Keſſel 
durch eine Urkunde erfolgen. In den durch § 8, insbeſondere im Abſatz II bezeichneten 
Fällen der erneuten Genehmigung kann nach dem Ermeſſen der Beſchlußbehörde an Stelle 
der Ausfertigung einer neuen Genehmigungsurkunde nach Vordruck A die Ergänzung der 
etwa eingereichten älteren Urkunden durch Nachtragsvermerke erfolgen. 

II. In denjenigen Fällen, in denen nach den 88 13 und 14 dem Unternehmer ſchrift⸗ 
licher Beſcheid zu erteilen iſt, erfolgt die Ausfertigung der Genehmigungsurkunde durch die 
Beſchlußbehörde erſter Inſtanz nach Abſchluß des Verfahrens. 

III. In der Urkunde ſind alle Bedingungen, unter welchen die Keſſelanlage genehmigt 
worden iſt, aufzuführen. Die Benutzung vorgedruckter Normalbedingungen, die im einzelnen 
Falle eine Streichung des Vordrucks oder deſſen Abänderung erfordern, iſt für die dem 
Unternehmer zu behändigende Ausfertigung zu vermeiden. Die zur Genehmigungsurkunde 
gehörigen Beſchreibungen, Zeichnungen und Pläne ſind mit ihr durch Schnur und Siegel 
zu verbinden. In den Bedingungen iſt allgemein zu fordern, daß die Wartung des Keſſels 
nur zuverläſſigen, gut ausgebildeten oder gut unterwieſenen männlichen Perſonen über 
18 Jahre übertragen werden darf, die mit der beſtimmungsgemäßen Benutzung der all⸗ 
gemein vorgeſchriebenen Sicherheitsvorrichtungen am Keſſel vertraut und verpflichtet ſind, 
bei der Bedienung des Feuers Rauch, Ruß oder Flugaſche möglichſt einzuſchränken. In 
Keſſelräumen müſſen die Dienſtvorſchriften für Keſſelwärter in der vom Miniſter für Handel 
und Gewerbe anerkannten Faſſung ausgehängt werden. In allen geeigneten Fällen, 
namentlich bei dem Betriebe von Keſſelanlagen in der Nähe menſchlicher Wohnungen, iſt 
ferner zu fordern, daß der Unternehmer verpflichtet ſei, durch zweckdienliche Einrichtung der 
Feuerungsanlage ſowie durch Anwendung geeigneten Brennſtoffs und ſorgſame Wartung 
des Keſſels auf möglichſt vollſtändige Vermeidung von Rauch, Ruß oder Flugaſche hinzu⸗ 
wirken, auch, falls ſich ergeben ſollte, daß dieſe Mittel nicht genügen, um Gefahren oder 
Beläſtigungen für die Nachbarn oder das Publikum überhaupt durch Rauch, Ruß oder 
Flugaſche zu verhüten, auf Antrag der Polizeibehörde, der Gewerbeaufſichts⸗ oder Berg⸗ 
revierbeamten in dem für die Beſchlußfaſſung über das Genehmigungsgeſuch vorgeſchriebenen 
Verfahren ſolche Abänderungen in der Feuerungsanlage ſowie in der Wahl des Brenn⸗ 
ſtoffs vorzunehmen, welche zur Beſeitigung der Übelſtände geeignet ſind. Erſtreckt ſich 
die Genehmigung auch auf bauliche Anlagen, ſo empfiehlt es ſich, in den Bedingungen 
darauf hinzuweiſen, daß die Beſtimmungen der Baupolizeiordnung und insbeſondere 
auch diejenigen über Anmeldung des Baues, Rohbau⸗ und Gebrauchsabnahme bei 
den mit dem Dampfkeſſel genehmigten baulichen Anlagen (Keſſelhaus, Schornſtein) zu 
beachten ſind. Bei Überſendung der Genehmigungsurkunde ſind dem Unternehmer endlich 
in einem beſonderen Anſchreiben diejenigen gewerbepolizeilichen Forderungen mitzuteilen, 
deren Durchführung im Wege polizeilicher Verfügung ſtattfinden wird, ſofern ihre Berück⸗ 
ſichtigung nicht ſchon bei Errichtung der Anlage erfolgt ($ 11 Abſatz III). 
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IV. Eine Ausfertigung der Genehmigungsurkunde iſt dem Beſitzer, eine zweite der 
zuſtändigen Ortspolizeibehörde zu überſenden, an deren Stelle bei den den Bergbehörden 
unterſtellten Dampfkeſſeln der Bergrevierbeamte tritt. Die Ortspolizeibehörde hat daraufhin 
rechtzeitig die Rohbau⸗ und Gebrauchsabnahme zu veranlaſſen. Soweit nach § 10 Abſatz III 
drei Ausfertigungen der Unterlagen des Antrags vorzulegen ſind, iſt die dritte Ausfertigung 
der Genehmigungsurkunde dem zuſtändigen Dampfkeſſelüberwachungsverein zuzuſtellen, der 
daraufhin mit dem Antragſteller wegen der Abnahme ($ 24) das Erforderliche zu verein⸗ 
baren hat. Bei feſtſtehenden Keſſelanlagen ſolcher Betriebe, die der Gewerbeaufſicht unter- 
liegen, iſt eine Abſchrift der Urkunde (ohne deren Anlagen) dem zuſtändigen Gewerbe⸗ 
inſpektor zu überſenden. 1 l N 

V. Vor Erteilung der Genehmigungsurkunde iſt die bauliche Ausführung der Keſſel⸗ 
anlage nicht geſtattet. Die in die gewerbepolizeiliche Genehmigung eingeſchloſſene Bau⸗ 
erlaubnis darf ſich über den Aufſtellungsraum des Keſſels, den Schornſtein und den 
notwendigen Zubehör zum Keſſelhaus hinaus nicht ausdehnen. In der Genehmigungs⸗ 
urkunde iſt zum Ausdrucke zu bringen, auf welche baulichen Anlagen ſich die Genehmigung 
erſtreckt. 

§ 17. 

Genehmigung mehrerer beweglicher Dampfkeſſel durch eine Urkunde. 

I. Die Genehmigung kann für mehrere bewegliche Keſſel von übereinſtimmender Bau⸗ 
art, Ausrüſtung und Größe, welche in einer Fabrik im Laufe eines Kalenderjahrs her⸗ 
geſtellt werden, gemeinſam im voraus beantragt und durch eine Urkunde erteilt werden. 
II. Für jeden auf Grund dieſer Genehmigungsurkunde hergeſtellten beweglichen Keſſel 
if eine mit der Fabriknummer zu verſehende, durch den zuſtändigen Keſſelprüfer zu be⸗ 
glaubigende ſtempelpflichtige Abſchrift der Genehmigungsurkunde mit ihrem Zubehör an⸗ 
1 Dieſe gilt als Genehmigungsurkunde für den Keſſel, deſſen Fabriknummer 
ſie trägt. 

§ 18. 
Erlöſchen und Friſtung der Genehmigung. 

J. Bei Erteilung der Genehmigung zur Anlegung eines Dampfkeſſels kann von der 
genehmigenden Behörde eine Friſt geſetzt werden, binnen welcher die Anlage bei Ver⸗ 
meidung des Erlöſchens der Genehmigung begonnen und ausgeführt und der Betrieb an⸗ 
gefangen werden muß. Iſt eine ſolche Friſt nicht beſtimmt, ſo erliſcht die erteilte Genehmi⸗ 
gung, wenn der Unternehmer nach Empfang derſelben ein Jahr verſtreichen läßt, ohne 
davon Gebrauch zu machen. 


II. Eine Verlängerung der Friſt kann von der Behörde bewilligt werden, wenn er⸗ 
hebliche Gründe nicht entgegenſtehen. 

III. Iſt ein Dampfkeſſel während eines Zeitraums von drei Jahren außer Betrieb 
geweſen, ohne daß Friſtung nachgeſucht und bewilligt worden iſt, ſo erliſcht die für ihn 
erteilte Genehmigung. Das Verfahren für die Friſtung richtet ſich nach den 88 11 ff. 
Dem Antrag auf Friſtung iſt die Genehmigungsurkunde zwecks Eintragung des Friſtungs⸗ 
vermerks beizufügen. Der Ortspolizeibehörde bezw. dem Bergrevierbeamten und dem zu⸗ 


er Keſſelprüfer iſt von bewilligten Stiftungen ſeitens der Beſchlußbehörde Mitteilung 
u machen. 


III. Inbetriebſetzung der Dampfkeſſel. 
9 19. 

Dampfkeſſel find, bevor fie in Betrieb geſetzt werden dürfen, in den Fällen der 88 7 
und 8 Abſatz 1 durch die zuſtändigen Keſſelprüfer einer Bauprüfung, einer Waſſerdruck⸗ 
probe und einer Abnahmeprüfung zu unterwerfen, in den Fällen des § 8 Abſatz II nur 
der letzteren Prüfung. In den Fällen des § 8 Abſatz I muß die Bauprüfung vor der 
Entſcheidung über den Genehmigungsantrag ausgeführt werden. Der Keſſelprüfer kann 
ledoch in letzteren Fällen nach pflichtgemäßem Ermeſſen von der Ausführung der Bauprüfung 
und Waſſerdruckprobe überhaupt abſehen, ſofern ſeit der letzten inneren Unterſuchung noch 
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nicht zwei Jahre verfloſſen und keine weſentlichen Veränderungen am Keſſelkörper vor⸗ 
genommen worden ſind, oder der Keſſel nicht ſchon aus Anlaß der beabſichtigten Anderung 
freigelegt werden muß. Bezieht ſich die erneute Genehmigung nur auf bauliche Ver⸗ 
änderungen des Keſſelhauſes oder den Erſatz alter durch neue Keſſel, ſo iſt von der Bau⸗ 
prüfung und Druckprobe der beſtehenden Keſſelanlage überhaupt abzuſehen. Betrifft eine 
weſentliche Veränderung nur einzelne von mehreren in derſelben Anlage vereinigten Keſſeln, 
ſo hat ſich die Bauprüfung und Druckprobe auf diejenigen Keſſel zu beſchränken, deren 
Veränderung die erneute Genehmigung bedingt, vorausgeſetzt, daß ſie nach vorſtehenden 
Beſtimmungen überhaupt erforderlich iſt. 


§ 20. 
Bauprüfung. 

Die Bauprüfung erſtreckt ſich auf die planmäßige Ausführung der Abmeſſungen, den 
Bauſtoff und die Beſchaffenheit des Keſſelkörpers. Sie ift bei neu zu genehmigenden Dampf, 
keſſeln ($ 7) vor der Einmauerung oder Ummantelung des Keſſels auszuführen und kann 
auf Antrag des Fabrikanten auch während der Herſtellung des Dampfkeſſels vorgenommen 
werden. Bei erneut zu genehmigenden Dampfkeſſeln ($ 8) bleibt es dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen des Keſſelprüfers überlaſſen, inwieweit das Keſſelmauerwerk entfernt werden muß. 
Bei Ausführung der Bauprüfung iſt der Dampfkeſſel äußerlich und, ſoweit es ſeine Bauart 
geſtattet, auch innerlich zu unterſuchen. Vor Ausführung der Prüfung iſt dem Keſſelprüfer 
bei neuen Dampfkeſſeln ein Nachweis darüber zu erbringen, daß der zu den Wandungen 
des Keſſels verwendete Bauſtoff nach Maßgabe der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Land- oder Schiffsdampfkeſſeln geprüft worden iſt. 


§ 21, 
Waſſerdruckprobe. 

I. Die Waſſerdruckprobe bezweckt die Feſtſtellung etwa eintretender bleibender Form⸗ 
veränderungen und der Dichtigkeit des Keſſels. Sie erfolgt bei Dampfkeſſeln bis zu zehn 
Atmoſphären Überdruck mit dem anderthalbfachen Betrage des beabſichtigten Uberdrucks, 
mindeſtens aber mit einer Atmoſphäre Mehrdruck, bei Dampfkeſſeln über zehn Atmosphären 
Überdruck mit einem Drucke, welcher den beabſichtigten Überdruck um fünf Atmoſphären 
überſteigt. 

II. Unter Atmoſphärendruck wird ein Druck von einem Kilogramm auf das Quadrar⸗ 
zentimeter verſtanden. 

III. Für die Ausführung der Druckprobe muß der Keſſel vollkommen mit Waſſer 
gefüllt ſein; in ſeinem höchſten Punkte muß eine Offnung angebracht ſein, durch welche 
beim Füllen die atmoſphäriſche Luft entweichen kann. Die Keſſelvpandungen müſſen während 
der ganzen Dauer der Unterſuchung dem Probedrucke widerſtehen, ohne eine bleibende 
Veränderung ihrer Form zu zeigen und ohne das Waſſer bei dem höchſten Drucke in 
anderer Form als der von feinen Perlen durch die Fugen dringen zu laſſen. 


§ 22. 

Die Waſſerdruckprobe neu zu genehmigender Dampfkeſſel (§ 7), welche womöglich mit 
der Bauprüfung zu verbinden iſt, erfolgt nach der letzten Zuſammenſetzung, jedoch vor der 
Einmauerung oder Ummantelung des Keſſels. Sie kann vor der Genehmigung der Keſſel⸗ 
anlage (in der Keſſelfabrik) ausgeführt werden. Bei erneut zu genehmigenden Dampfkeſſeln 
($ 8) bleibt es dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Keſſelprüfers überlaſſen, inwieweit das 
Mauerwerk oder die Ummantelung entfernt werden muß. 


§ 23. 
Nietſtempelung. 


Nach Ausführung der Druckprobe hat der Keſſelprüfer — vorausgeſetzt, daß ſie zur 
Beanſtandung des Keſſels keinen Anlaß gegeben hat — die vernieteten kupfernen Stift⸗ 
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ſchrauben, mit welchen das Fabrikſchild ($ 11 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Land- und Schiffs dampfkeſſeln) an dem Keſſel befeſtigt iſt, mit ſeinem 
Stempel zu verſehen. Dieſer iſt in dem Prüfungszeugnis abzudrucken. Einer Erneuerung 
des Stempels bedarf es bei alt angekauften oder bei erneut zu genehmigenden Dampfkeſſeln 


nicht, wenn der alte Stempel noch gut erhalten iſt und mit dem amtlichen Stempel des 
Keſſelprüfers übereinſtimmt. 


8 24. 
Abnahmeprüfung. 

J. Die Abnahmeprüfung hat feſtzuſtellen, ob die Ausführung der Keſſelanlage den 
Beſtimmungen der erteilten Genehmigung entſpricht. Die baupolizeiliche Prüfung liegt der 
örtlich zuſtändigen Baupolizeibehörde mit der Maßgabe ob, daß Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
vereine, die einen geeigneten Bauſachverſtändigen anſtellen, ‚auf ihren Antrag durch die 
Miniſter für Handel und Gewerbe und der öffentlichen Arbeiten auch mit der baupolizei⸗ 
lichen Abnahme betraut werden können. Bei den der Aufſicht der Bergbehörden unter- 
ſtellten Anlagen hat die zur Ausführung der baupolizeilichen Abnahme zuſtändige Stelle 
dem Bergrevierbeamten Gelegenheit zu geben, ſich an der Prüfung zu beteiligen. Im 
übrigen erfolgt die Prüfung durch die ordentlichen Keſſelprüfer nach Maßgabe der in den 
$$ 2, 3 und 5 geregelten Zuſtändigkeit. x ’ 

II. Anträge auf Abnahme von Dampfkeſſelanlagen ſind von den beteiligten Dienſt⸗ 
ſtellen als ſchleunige Angelegenheiten zu behandeln. 

III. Die endgültige Abnahme der Dampfkeſſelanlage muß unter Dampf erfolgen. 
Inſoweit einzelne Feſtſtellungen nur am kalten Keſſel vorgenommen werden können und 
nicht ſchon durch die Bauprüfung erledigt ſind, muß der Dampfabnahme eine ſolche am 
kalten Keſſel voraufgehen. Zur Erſparung doppelter Abnahmekoſten empfiehlt es ſich, in 
allen geeigneten Fällen darauf einzuwirken, daß die erſte Waſſerdruckprobe und die Dampf⸗ 
abnahme von einer und derſelben zuſtändigen Stelle und zwar bei feſtſtehenden und 
Schiffsdampfkeſſeln an der Betriebsſtätte, bei beweglichen Dampfkeſſeln in der Keſſelfabritk 
vorgenommen ſmerden, um bei Gelegenheit der Ausführung der Waſſerdruckprobe die er⸗ 
forderlichen Feſtſtellungen zu bewirken. 

IV. Die techniſche Unterſuchung einer Schiffsdampfkeſſelaulage ſoll in der Regel am 
Erbauungsorte des Schiffes durch den daſelbſt zuſtändigen Keſſelprüfer erfolgen. Liegt 
dieſer Ort in einem anderen Bundesſtaat als der Heimatshafen des Schiffes, ſo iſt bei der 
Abuahme gleichzeitig feſtzuſtellen, ob denjenigen Genehmigungs bedingungen, welche nach 
Maßgabe der im Staate des Heimatshafens etwa geltenden beſonderen polizeilichen Be⸗ 


ſtinmungen vorgeſchrieben wurden, entſprochen worden iſt. — Schiffskeſſel, die im Aus⸗ 
land eingebaut werden, ſind in 


deutſchen Anlaufshafen ab 


1 rte, an welchem der Keſſel in das Schiff eingebaut oder 
mit demſelben verbunden werden ſoll, 


9 25. 
Wirkungen der Abnahmeprüfung. 


J. Auf Grund der durch den Keſſelprüfer ordnungsmäßig beſcheinigten (§ 26) Ab⸗ 

nahmeprüfung oder einer Zwiſchenbeſcheinigung darf der Keſſel ohne weiteres in Betrieb 
geſetzt werden. 
0 Bon der Inbetriebnahme beweglicher Keſſel, deren Genehmigung und Abnahme 
in einem anderen Bundesſtaate bewirkt worden iſt (§ 6 Abſatz J), hat der Beſitzer dem 
für die regelmäßige Uberwachung zuſtändigen Keſſelprüfer zur Vermeidung der in der 
Polizeiwerordnung, betreffend Aufſtellung, Beſchaffenheit und Betrieb der beweglichen Kraft⸗ 
maschinen angedrohten Strafen unverzüglich Anzeige zu erſtatten (f. auch § 42). Die 
gleiche Verpflichtung liegt den Eignern von Schiffsdampfkeſſeln ob, die in einem anderen 
Bundesſtaate genehmigt und abgenommen ſind. 
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III. Bevor ein beweglicher Keſſel in dem Bezirk einer Ortspolizeibehörde in Betrieb 
genommen wird, iſt der letzteren von dem Betriebsunternehmer oder deſſen Stellvertreter 
unter Angabe der Stelle, an welcher der Betrieb ſtattfinden ſoll, Anzeige zu erſtatten 
Iſt der Keſſel für einen der Aufſicht der Bergbehörden unterſtellten Betrieb beſtimmt, ſo iſt 
die Anzeige dem im $ 2 Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Beamten zu erſtatten. Auf die 
Dampfkeſſel von Kraftfahrzeugen und Feuerſpritzen findet dieſe Beſtimmung keine An- 
wendung, wenn ihr Betrieb der Polizeibehörde und dem zuſtändigen Keſſelprüfer ihres 
Heimatsorts angemeldet iſt. 

8 26. 
Beſcheinigungen. Reviſionsbuch. 

L Die Keſſelprüfer haben über die von ihnen ausgeführten Bauprüfungen, Unter⸗ 
ſuchungen gemäß § 12 Abſatz II, Druckproben und Abnahmeprüfungen ſchriftliche Be⸗ 
ſcheinigungen auszuſtellen. Die Aushändigung der Beſcheinigungen muß ſpäteſtens binnen 
ſieben Tagen, bei Abnahmebeſcheinigungen auf Verlangen des Keſſelbeſitzers binnen drei 
Tagen erfolgen. Die Aushändigung der Abnahmebeſcheinigung iſt jedoch ſo lange zu ver⸗ 
weigern, als nicht alle weſentlichen Bedingungen erfüllt ſind und durch Vorlegung der 
Beſcheinigung über die baupolizeiliche Abnahme nachgewieſen wird, daß letztere ſtattgefunden 
und zu keinen Bedenken Anlaß gegeben hat. Die Keſſelprüfer haben ſich bei ihren Be⸗ 


ſcheinigungen der anliegenden Vordrucke B, C, F und ( zu bedienen, der Vordrucke B und 


F jedoch nur in dem Falle, daß die Waſſerdruckprobe nicht in Verbindung mit der Bau⸗ 
prüfung bewirkt worden iſt. Die Beſcheinigungen ſind von dem Keſſelprüfer nut der Ge⸗ 
nehmigungsurkunde (8 16) und ſämtliche Papiere mit dem Reviſionsbuche zu verbinden. 

II. Mit der Beſcheinigung über die Bauprüfung hat der Keſſelprüfer bei neuen 
Dampfkeſſeln einen Nachweis über die Prüfung des Materials und — falls nicht eine 
bereits genehmigte Zeichnung vorgelegt werden kann, auf die Bezug zu nehmen iſt, — die 
den Abmeſſungen des Dampfkeſſels zugrunde liegende Zeichnung zu verbinden. Von dem 
Lieferer ſind in letzterem Falle zwei Zeichnungen des Dampfkeſſels zur Verfügung des 
Keſſelprüfers zu halten. Bei der Bauprüfung von Keſſeln infolge erneuter Genehmigung 
(§ 8) beſtehender Anlagen kann von der Beifügung der Zeichnung abgeſehen werden, es 
ſei denn, daß weſentliche Anderungen am Keſſelkörper Anlaß zu der erneuten Genehmigung 
geben. Bei erneut zu genehmigenden Keſſeln 15 8) hat der Keſſelprüfer in der Beſcheint⸗ 
gung über die Bauprüfung ein Gutachten darüber abzugeben, mit welcher Dampfſpannung 
der Keſſel noch zum Betriebe geeignet erſcheint. 

III. Abſchrift der Beſcheinigung über die Abnahmeprüfung iſt der Ortspolizeibehörde 
oder der an ihre Stelle tretenden Bergbehörde und bei feſtſtehenden Keſſeln in Gewerbe⸗ 
betrieben, die der Aufſicht der Gewerbeinſpektion unterſtehen, auch der letzteren zu überſenden. 

IV. Derjenige Keſſelprüfer, welcher die Abnahmebeſcheinigung ausſtellt, hat gleich- 
zeitig das Titelblatt für das zu dem Keſſel gehörige Reviſionsbuch unter Benutzung des 
anliegenden Vordrucks D auszufertigen. Als Einlagebogen des Reviſionsbuchs iſt der 
anliegende Vordruck E zu vertoenden. Dem neuen Reviſionsbuch iſt das bisherige Keſſel⸗ 
buch vorzuheften, oder es ſind Abſchriften der letzten in dem alten Keſſelbuch enthaltenen 
Beſcheinigungen über äußere, innere Unterſuchungen und Druckproben in das neue Reviſions⸗ 
buch zu übertragen und die Abſchriften durch den Keſſelprüfer zu beglaubigen. Die Be⸗ 
ſchaffung der Reviſionsbücher (Vordruck D und ) iſt Sache der Keſſelbeſitzer und hat auf 
deren Koſten zu erfolgen. 

V. Revifionsbücher für bewegliche Dampfkeſſel und Schiffsdampfkeſſel, welche in einem 
anderen Bundesſtaat ausgefertigt find, werden in Preußen zur Weiterbenutzung zugelaſſen, 
auch wenn die Einlagebogen dem Vordruck E nicht entſprechen. 

VI. Die Genehmigungsurkunde nebſt den zugehörigen Anlagen oder beglaubigte Ab. 
ſchriften dieſer Papiere ſowie das Reviſionsbuch ſind an der Betriebsſtätte des Keſſels 
aufzubewahren und jedem zur Aufſicht zuſtändigen Beamten oder Sachverſtändigen auf 
Verlangen vorzulegen. Auf die Dampfkeſſel von Kraftfahrzeugen und Feuerſpritzen findet 
dieſe Beſtimmung feine Anwendung, wenn ihr Betrieb der Polizeibehörde und dem zur 
ſtändigen Keſſelprüfer ihres Heimatsorts angemeldet iſt. 
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IV. Prüfung nach einer Hauptausbeſſerung. 
9.2 


I. Dampfkeſſel, die eine Hauptausbeſſerung erfahren haben oder durch Waſſermangel 
oder Brandſchaden überhitzt oder plötzlich im Betrieb unter Waſſer geſetzt und abgekühlt 
worden ſind, müſſen vor der Wiederinbetriebnahme von einem zuſtändigen Keſſelprüfer 
einer Prüfung mit Waſſerdruck in gleicher Höhe wie bei neu aufzuſtellenden Dampfkeſſeln unter⸗ 
zogen werden. Der völligen Bloßlegung des Keſſels bedarf es in ſolchem Falle in der Regel nicht. 

II. Von der Außerbetriebſetzung eines Dampfkeſſels zum Zwecke einer Hauptausbeſſe⸗ 
rung des Keſſelkörpers hat der Keſſelbeſitzer oder ſein Stellvertreter der zur regelmäßigen 
Prüfung des Dampfkeſſels zuſtändigen Stelle Anzeige zu erſtatten. Die gleiche Pflicht liegt 
dem Keſſelbeſitzer oder ſeinem Vertreter in den übrigen im Abſatz I bezeichneten Fällen ob. 

III. Auf Seeſchiffskeſſel finden diefe Beſtimmungen mit der Maßgabe Anwendung, daß 
der leitende Maſchiniſt bei Hauptausbeſſerungen oder Beſchädigungen der im Abſatz 1 ge⸗ 
nannten Art während der Fahrt oder bei dem Aufenthalte des Schiffes außerhalb des 
Deutſchen Reichs zur Ausführung der Druckprobe verpflichtet iſt und ungeſäumt entſprechende 
Anzeige an die zur regelmäßigen Beaufſichtigung des Schiffskeſſels zuſtändige Stelle zu 
erſtatten hat. Dieſe hat zu entſcheiden, ob die Druckprobe nach Rückkehr des Schiffes in 
einen deutſchen Hafen amtlich zu wiederholen iſt. 

IV. Die Ausführung der Druckproben erfolgt nach den Vorſchriften der 88 21 und 22. 

V. über die Druckprobe ift unter Benutzung des Vordrucks B eine Beſcheinigung 
auszuſtellen, die mit der Genehmigungsurkunde des Keſſels zu verbinden iſt. In der Be⸗ 
ſcheinigung iſt anzugeben, worin die ausgeführte Ausbeſſerung beſtanden hat und von wem 
ſie bewirkt worden iſt. g 
. VI. Eine erneute Stempelung der das Fabrikſchild mit dem Keſſel verbindenden Niete 
findet bei Druckproben nach Hauptausbeſſerungen nicht ſtatt; es genügt vielmehr, in der 
Beſcheinigung auf die frühere Stempelung hinzuweiſen. 

VII. Bei feſtſtehenden Keſſeln, deren Fabrikſchilder nach den vor Erlaß der allgemeinen 
polizeilichen Beſtunmungen des Bundesrats über die Anlegung von Dampfkeſſeln vom 
5. Auguſt 1890 beſtehenden Vorſchriften bisher nicht mit Kupfernieten mit dem Keſſel verbunden 
ſind, kann dieſe Verbindung und die Stempelung der Niete nur bei erneuter Genehmigung 
($ 8) gefordert werden. Dieſe Vorſchrift erſtreckt ſich nicht auf bewegliche Keſſel und Schiffs⸗ 
dampfkeſſel (vgl. $ 20 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen vom 5. Auguſt 1890). 


V. Regelmäßige techniſche Unterſuchungen. 
8 28. 


I. Jeder zum Betrieb aufgeſtellte Dampfkeſſel, er mag unausgeſetzt oder nur in be⸗ 
ſtimmten Zeitabſchnitten oder unter gewiſſen Vorausſetzungen (z. B. als Reſervekeſſel 
betrieben werden, iſt von Zeit zu Zeit einer techniſchen Unterſuchung zu unterziehen. Das 
Gleiche gilt von Reſerveteilen (8 7). 

II. Dieſer Vorſchrift unterliegen Dampfkeſſel dann nicht mehr, wen ihre Genehmigung 
durch dreijährigen Nichtgebrauch ($ 18) oder durch ausdrücklichen der Polizeibehörde und 
dem zuſtändigen Keſſelprüfer erklärten Verzicht erloſchen iſt. Endlich ruhen die Unter⸗ 
ſuchungen in dem durch $ 31 Abſatz VII vorgeſehenen Falle. 

„ III. Eine Entbindung von den wiederkehrenden Unterſuchungen, die dauernde Ver⸗ 
längerung der Prüfungsfriſten oder die Genehmigung zu einmaligen Friſtüberſchreitungen 
über ſechs Monate hinaus (§ 31 Abſatz VI) kann nur durch Verfügung des Minifters für 
Handel und Gewerbe erfolgen. 

N 8 29. 

Die techniſche Unterſuchung bezweckt die Prüfung: 

1. der fortdauernden Übereinſtimmung der Keſſelanlage mit den beſtehenden geſetz⸗ 
zachen und polizeilichen Vorſchriften und mit dem Inhalte der Genehmigungsurkunde; 

2. ihres betriebsfähigen Zuſtandes; 

3. ihrer ſachgemäßen Wartung. 
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$ 30. 

I. Die Unterſuchung erfolgt, ſoweit nicht gemäß 88 2, 5 und 6 Abſatz III andere 
Keſſelprüfer zuſtändig ſind, durch die Ingenieure der Dampfleſſelüberwachungsvereine, un 
beſchadet des Rechtes der Polizeibehörden (auch Gewerbeaufſichts⸗ und Rebierbeamten), aus 
ſicherheitspolizeilichen Gründen erforderlichenfalls beſondere amtliche Unterſuchungen auszu⸗ 
führen. Bei beabſichtigten inneren Unterſuchungen und Druckproben iſt in Fällen dieſer 
Art, falls nicht Gefahr im Verzug iſt, der zuſtändige Keſſelprüfer mit dem Anheüngeben 
ber Teilnahme rechtzeitig zu benachrichtigen. Die Ergebniſſe ſolcher, aus ſicherheitspolizei⸗ 
lichen Gründen auszuführenden, außerordentlichen amtlichen Unterſuchungen, für welche 
Gebühren nicht erhoben werden, ſind in das Keſſelbuch einzutragen. Abſchrift iſt, falls der 
zuſtändige Keſſelprüfer an der Unterſuchung nicht beteiligt wurde, dieſem zur weiteren Ver⸗ 
folgung etwa vorgefundener Mängel zu überſenden. 

II. Bewegliche Keſſel gehören zu demjenigen Bezirk, in welchem ihr Beſitzer wohnt oder 
ein von demſelben zu bezeichnender ſtändiger, mit Vollmacht ausgerüſteter Vertreter ſeinen 
dauernden Wohnſitz hat. Schiffsdampfkeſſel gehören zu demjenigen Bezirk, in welchem ihr 
Heimatshafen liegt, in Ermangelung eines ſolchen, in welchem ſich der Wohnſitz des Schiffseigners 
oder eines von ihm zu bezeichnenden ſtändigen, mit Vollmacht ausgeſtatteten Vertreters befindet. 

III. Auf Erſuchen des hiernach zuſtändigen Keſſelprüfers oder auf Antrag des Keſſel⸗ 
beſitzers müſſen die techniſchen Unterſuchungen von ſolchen beweglichen und Schiffsdampf⸗ 
keſſeln, die im ſtaatlichen Auftrage zu unterſuchen ſind, von dem zuſtändigen Keſſelprüfer 
ausgeführt werden, in deſſen Bezirk ſich der Keſſel zur Zeit der Fälligkeit der Unterſuchung 
befindet. Das Gleiche gilt von beweglichen und Schiffsdampfkeſſeln von Vereinsmitgliedern. 
Der die Unterſuchung ausführende Keſſebrkſer hat in dieſen Fällen Abſchrift des Prüfungs- 
befundes dem nach Abſatz II zuſtändigen Dampfkeſſelüberwachungsverein mitzuteilen. 

IV. Auf Antrag des Keſſelbeſitzers kann ausnahmsweiſe von dieſer gegenſeitigen Ver⸗ 
tretung abgeſehen werden bei eiligen Reviſionen von Schiffskeſſeln, die gelegentlich der 
fälligen Reviſion in einem außerhalb des Vereinsbezirkes gelegenen Hafen liegen, ſowie bei 
beweglichen Dampfkeſſeln, wenn durch die Benachrichtigung des ſonſt zuſtändigen Vereins 
für den Keſſelbetrieb ſtörende Verzögerungen eintreten, oder wenn es bei raſch wechſelndem 
Aufenthalte des beweglichen Dampfkeſſels fraglich erſcheint, ob eine Aufforderung zur ver⸗ 
tretungsweiſen Ausführung der Unterſuchung rechtzeitig an die zuſtändige Stelle gelangt, 
oder endlich wenn die fortlaufende Beobachtung eines Keſſelſchadens geboten iſt. 

V. Die Unterſuchung von beweglichen Dampfkeſſeln, die auf ſolchen Bergwerken, 
Aufbereitungsanſtalten oder Salinen und anderen zugehörigen Anlagen vorübergehend ver⸗ 
wendet werden, deren Keſſel der Überwachung durch Bergrevierbeamte unterliegen, ſind 
während der Dauer dieſer Verwendung den letzteren vorbehalten. Der Beamte hat für 
ſolche Fälle der für die regelmäßige Beaufſichtigung zuſtändigen Stelle Abſchriften der 
Prüfungsbefunde und zu Beginn des Etatsjahrs ein Verzeichnis der ihm vorübergehend 
unterſtehenden Keſſel mitzuteilen. 


$ 31. 


I. Die amtliche Unterſuchung der Dampfkeſſel iſt eine äußere oder eine innere oder 
eine Prüfung durch Waſſerdruck. Für die nachgenannten Unterſuchungsfriſten ſind die 
Etatsjahre, d. h. der Zeitraum zwiſchen dem erſten April des einen und des folgenden 
Jahres maßgebend. 

II. Die regelmäßige äußere Unterſuchung findet bei feſtſtehenden Dampftefjeln alle 
zwei Jahre, bei beweglichen und Schiffsdampfkeſſeln alle Jahre ſtatt. Bei letzteren muß 
der Keſſel im Betriebe ſein, bei feſtſtehenden und beweglichen Dampfkeſſeln iſt der Zeit⸗ 


lichen Keſſeln im denjenigen Jahren, in denen eine regelmäßige innere Unterſuchung oder 
Waſſerdruckprobe vorgenommen wird, als ſelbſtändige eng in Fortfall. 

III. Die regelmäßige innere Unterſuchung iſt bei feſtſtehenden Keſſeln alle vier Jahre, 
bei beweglichen alle drei Jahre und bei Schiffsdampfleſſeln alle zwei Jahre vorzunehmen. 


A 


IV. Die regelmäßige Waſſerdruckprobe findet dei feſtſtehenden Keſſeln mindeſtens alle 
acht Jahre, bei Weglichen 91 Schiffsdampfkeſſeln mindeſtens alle ſechs Jahre ſtatt „und 
iſt mit der in demſelben Jahre fälligen inneren Unterſuchung möglichſt zu verbinden. Müſſen 
die Reviſionstermine aus beſonderen Gründen einmal in verſchiedene Jahre gelegt werden, 
ſo ſind ſie bei der nächſten Gelegenheit wieder zu vereinigen. Ausnahmen von letzterer 
Regel ſind bei Keſſeln von Mitgliedern ſolcher Dampfkeſſeluberwachungsvereine zuläſſig, 
welche für die inneren Unterſuchungen Friſten einhalten, die mit der nach dem vorſtehen⸗ 
den Abſatz III vorgeſchriebenen Friſt für die innere Unterſuchung nicht im Einklange ſtehen. 

V. Die innere Unterſuchung kann nach dem Ermeſſen des Prüfers durch eine Waſſer. 

drug probe ergänzt werden. Sie iſt ſtets durch eine Waſſerdruckprobe zu ergänzen bei 
Keſſelkörpern, welche ihrer Bauart halber nicht genügend beſichtigt werden können. 
R J. Die äußeren Unterſuchungen führt der Keſſelprüfer im Laufe des Etatsjahrs, 
m dem ſie fällig werden, zu einem ihm genehmen, geeigneten (ſ. Abſatz II) Zeitpunkt aus. 
Die Prüfungsfriſten für die inneren Unterſuchungen und Waſſerdruckproben laufen bei neu 
angelegten Dampfkeſſeln vom Tage der techniſch⸗polizeilichen Abnahme an; ſie können vom 
Tage der letzten gleichartigen Unterſuchung ab gerechnet werden, wenn dadurch die Geſamt⸗ 
zahl der Reviſionen von der Abnahme an gerechnet nicht vermindert wird, jedoch unbe⸗ 
ſchadet der im § 36 Abſatz IV zugelaſſenen Ausnahme. Die Uberſchreitung der Friſten für 
die inneren Unterſuchungen und Druckproben iſt unter Berückſichtigung der vorſtehenden 
Beſtimmungen nur ausnahmsweiſe über zwei Monate und ohne Genehmigung ($ 28 Ab⸗ 
lag III) nicht über einen Zeitraum von ſechs Monaten zuläſſig. Die Überſchreitungen um 
mehr als zwei Monate ſind in den Nachweiſungen des Keſſelsprüfers (§ 4 Abſatz I Ziff. 1 
und 2) zu begründen. Durch Druckproben nach Hauptausbeſſerungen werden die regel⸗ 
mäßigen Unterſuchungsfriſten der Keſſel (88 28 ff.) nicht unterbrochen, jedoch kann eine 
ſolche Druckprobe an Stelle einer in demſelben Etatsjahre fälligen regelmäßigen Waſſer⸗ 
druckprobe treten. Wird auf Antrag des Keſſelbeſitzers oder ſeines mit der Leitung des 
Betriebes beauftragten Stellvertreters mit der Druckprobe nach einer Hauptausbeſſerung 
eine innere Unterſuchung verbunden, ſo können die Friſten der regelmäßigen Unterſuchungen 
von dieſem Zeitpunkt an neu berechnet werden. Das Gleiche gilt, wenn infolge einer 
inneren linterſuchung eine Druckprobe nach einer Hauptausbeſſerung erforderlich wird oder 
wenn mit außerorbentlichen inneren Unterſuchungen Druckproben verbunden werden. 

a Wenn ein Keſſel auf die Dauer mindeſtens eines Jahres vollſtändig außer Be⸗ 
trieb geſetzt und dem zuſtändigen Keſſelprüfer entſprechende Anzeige gemacht wird, ſo iſt 
die Zeit des angemeldeten Stillſtandes bis zur Dauer von zwei Jahren bei Berechnung 
der Prüfungsfriſten außer Anſatz zu bringen. Von der Erhebung der Jahresbeiträge iſt 
nur dann Abſtand zu nehmen, wenn der angemeldete Stillſtand ſich über ein ganzes Etats⸗ 
jahr erſtreckt. Nach einer Betriebsunterbrechung von mehr als zweijähriger Dauer darf 
der Betrieb erſt nach Vornahme einer inneren, mit Waſſerdruckprobe verbundenen amtlichen 
Unterſuchung wieder eröffnet werden. Die Verjährung der Genehmigung (§ 18) wird durch 
die angemeldete Außerbetriebſtellung nicht unterbrochen und kann auch nicht durch Unter⸗ 
Sara an nicht im Betriebe befindlichen Keſſeln aufgehalten werden. 

„l. Bei Bemeſſung der Friſten werden Unterſuchungen, welche in einem anderen 


Bunbesftante von den bafeibit zuſtändigen Sachverſtändigen vorgenommen worden find, den 
in Preußen vorgenommenen gleich geachtet. 


9 32. 
el Die äußere Unterſuchung beſteht vornehmlich in einer Prüfung der ganzen Be- 
triebsweiſe des Keſſels; eine Unterbrechung des Betriebs darf dabei nur verlangt werden, 
wenn Anzeichen gefahrbringender Mängel, deren Vorhandenſein und Umfang nicht anders 

feſtgeſtellt werden kann, ſich ergeben haben. 
II. Die Unterſuchung iſt zu richten: 
auf die Ausführung und den Zuſtand der Speiſevorrichtungen, der Waſſerſtands⸗ 
vorrichtungen (wobei zu bemerken iſt, daß die Hähne und Ventile der 
Waſſerſtandsporrichtungen wahrend des Betriebs in gerader Richtung durch⸗ 
N 


toßbar fein müſſen), der Sicherheitsventile und anderer etwa vorhandener 
Sicherheitsvorrichtungen (3. B. Dampfdruckverminderungs⸗ und Rückſchlag ⸗ 
ventile), der Feuerungsanlage und der Mittel zur Regelung und Absperrung 
des Zutritts der Luft und zur tunlichſt ſchnellen Beſeitigung des Feuers, 

auf alle ohne Unterbrechung oder Schädigung des Betriebs zugänglichen Keſſel 
teile, namentlich die Feuerplatten, ſoweit ſie zur Beſichtigung frei liegen; 

auf die Anordnung und den Zuſtand der Abſperr⸗ und Entleerungsvorrichtungen, 
die Vorkehrungen zur Reinigung des Keſſelinnern oder des Speiſewaſſers 
und der Feuerzüge ſowie darauf, ob die Betriebsweiſe des Keſſels zu 
keinen erheblichen Nachteilen, Gefahren oder Beläſtigungen für die Beſitzer 
oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke oder für das Publikum über⸗ 
haupt Anlaß gibt. 

III. Die Betriebseinrichtungen ſind in der Regel durch Ingangſetzen zu prüfen. 

IV. Ebenſo iſt bei der äußeren Unterſuchung zu prüfen, ob der namentlich zu bezeich⸗ 
nende Keſſelwärter die zur Sicherheit des Betriebs erforderlichen Vorrichtungen anzuwenden 
und die im Augenblicke der Gefahr notwendigen Maßnahmen zu ergreifen verſteht, und ob 
er mit der ſachgemäßen Behandlung der Feuerung und aller Betriebseinrichtungen ſowie 
mit den anerkannten Dienſtvorſchriften vertraut iſt. 


§ 33. 

J. Die innere Unterſuchung bezweckt die Prüfung der Beſchaffenheit des Keſſelkörpers, 
welcher dabei, ſoweit dies ausführbar iſt, von innen und außen durch den Keſſelprüfer 
genau zu beſichtigen iſt. 

II. Zu ihrer Ausführung iſt der Betrieb des Keſſels ſo frühzeitig einzuſtellen, daß 
der Keſſel und die Züge gründlich gereinigt werden können und genügend abgekühlt ſind. 
Auch ift die Einmauerung oder Ummantelung, ſoweit wie nötig, zu entfernen, wenn die 
Unterſuchung ſich nicht zur Genüge durch Befahrung der Züge oder auf andere Weiſe 
bewirken läßt. Ferner kann in beſonderen Fällen gefordert werden, daß Heizrohre, die 
nach der bei Lokomotiven gebräuchlichen Art eingeſetzt find, herausgenommen werden. Wo 
zwei oder mehr Dampfkeſſel mit einer gemeinſamen Dampf- oder Speiſe⸗ oder Waſſerablaß⸗ 
Rohrleitung verbunden ſind, iſt der der inneren Unterſuchung zu unterwerfende Dampfkeſſel 
zum Schutze der unterſuchenden Perſonen von jeder der gemeinſamen Rohrleitungen in 
augenfälliger und wirkſamer Weiſe durch geeignete Vorrichtungen zu trennen. 

III. Die innere Unterſuchung iſt vornehmlich zu richten: 

auf die Beſchaffenheit der Keſſelwandungen, Niete, Anker, Heiz⸗Waſſerrohre, 
wobei zu ermitteln iſt, ob die Widerſtandsfähigkeit dieſer Teile durch den 
Gebrauch gefährdet iſt; 

auf das Vorhandenſein und die Natur des Keſſelſteins, ſeine genügende Be⸗ 
ſeitigung und die Mittel dazu; 

auf den Zuſtand der Waſſerzuleitungsrohre und der Reinigungsöffnungen; 

auf den Zuſtand der Speiſe⸗ und Dampfventile; 

auf den Zuſtand der Verbindungsrohre zwiſchen Keſſel und Manometer bezw. 
Waſſerſtandszeiger ſowie der übrigen Sicherheitsvorrichtungen; 

auf den Zuſtand der ganzen Feuerungseinrichtung ſowie der Feuerzüge außer⸗ 
halb wie innerhalb des Keſſels. 

$ 34. 

I. Die Waſſerdruckprobe bezweckt die Feſtſtellung bleibender Formveränderungen und 
der Dichtigkeit des Keſſels. Sie erfolgt bei Keſſeln, welche für eine Dampfſpannung von 
nicht mehr als zehn Atmosphären Überdruck beſtimmt find, mit dem anderthalbfachen Betrage 
des genehmigten Überdrucks, mindeſtens aber mit einer Atmoſphäre Mehrdruck, bei Dampf 
keſſeln über zehn Atmoſphären Überdruck mit einem Drucke, welcher den genehmigten Über 
druck um fünf Atmosphären überſteigt. 

II. Die Beſtimmungen des § 21 Abſatz II und III finden entſprechende Anwendung. 


we 
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III. Bei der Probe iſt, ſoweit dies vom Keſſelprüfer verlangt wird, die Ummauerung 
oder Unmautelung des Keſſels zu beſeitigen. Mit der Waſſerdruckprobe iſt eine Prüfung 
der Sicherheitsventile auf die Richtigkeit ihrer Belastung zu verbinden. 


§ 35. 


J. Werden bei einer Unterſuchung erhebliche Unregelmäßigkeiten in dem Betriebe des 
Keſſels ermittelt, oder erſcheint die Beobachtung eines zurzeit noch unbedenklichen Schadens 
geboten, ſo kann nach dem Ermeſſen des Keſſelprüfers in kürzerer Friſt, als im § 31 feſt⸗ 
geſetzt fit, eine außerordentliche Unterſuchung vorgenommen werden. 0 . 

„II. Hat eine Unterſuchung Mängel ergeben, welche Gefahr herbeiführen können, und 
wird dieſen nicht ſofort abgeholfen, ſo muß nach Ablauf der zur Herſtellung des vorſchrifts⸗ 
mäßigen Zuſtandes im Reviſionsbuche feſtzuſetzenden Friſt die Unterſuchung von neuem vor⸗ 
genommen werden. ä . 3 . 

III. Ergibt ſich bei der Unterſuchung des Keſſels ein Zuſtand, der eine unmittelbare 
Gefahr einſchließt, ſo hat der Keſſelprüfer die Fortſetzung des Betriebs bis zur Beſeitigung 
der Gefahr zunächſt mündlich und durch Aufnahme eines Vermerks in das Reviſionsbuch 
unter Hinweis auf die ſich aus § 1 des Geſetzes vom 3. Mai 1872, den Betrieb des Keſſels 
betreffend, bei unerlaubtem Weiterbetrieb ergebenden Folgen zu unterſagen. Soweit es ſich 
um Sachverſtändige handelt, die nicht im Beſitze polizeilicher Befugniſſe ſind, iſt ſodann 
unverzüglich eine polizeiliche Verfügung durch die zuſtändige Ortspolizeibehörde zu erwirken. 
Dieſe hat dem Erſuchen ſofort zu entſprechen und darüber zu wachen, daß der Keſſel nicht 
wieder in Betrieb geſetzt wird, bis durch eine nochmalige Unterſuchung der vorſchriftsmäßige 
Zuſtand der Anlage feſtgeſtellt iſt. Von der Unterſagung eines der Gewerbeaufſicht oder 
der Aufficht der Bergbehörden unterſtehenden Keſſelanlage iſt dem zuſtändigen Gewerbe⸗ 
inſpektor oder Bergrevierbeamten von dem Keſſelprüfer Mitteilung zu machen. 

IV. Bei Dampfkeſſeln, die einer Königlichen Behörde oder einer ſolchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung gehören, welche den Beſtimmungen des Geſetzes vom 3. November 1838 unter⸗ 
legt, tritt an die Stelle der Ortspolizeibehörde der die Aufſicht über den Keſſelbetrieb 
führende Beamte beziehungsweiſe die zuſtändige ſtaatliche Aufſichtsbehörde, bei den den 


Bergbehörden unterſtellten Dampfkeſſeln der zuſtändige Bergrevierbeamte. Dieſe Behörden 


können, ſabald ſie er am Betriebsort oder in deſſen unmittelbarer Nähe ihren Sitz 
haben, die Polizeibehör 


0 f e des Ortes zur Überwachung der angeordneten Außerbetriebſetzung 
eines Dampfteſſels unter Mitteilung des Sachverhalts zuziehen. 
§ 36. 


J. Die äußere Unterſuchung erfolgt obne vorherige Benachrichtigung des Keſſelbeſitzers. 
Ausnahmsweise kann bei denjenigen beweglichen und Schiffsdampfkeſſeln, welche ihren Be⸗ 
triebsort häufig wechſeln, der Zeitpunkt für dieſe Unterſuchung mit dem Keſſelbeſitzer ver⸗ 
einbart werden. 

II. Von einer bevorſtehenden inneren Unterſuchung oder Waſſerdruckprobe iſt der Be⸗ 
Su tumlichſt frühzeitig, ſpöteſtens jedoch vier Wochen vorher zu unterrichten. Die Keſſel 
nd von dem Beſtter zu der vereinbarten oder mangels Zuſtandekommens einer ſolchen 
11775 N nie feſtzuſetzenden Friſt ordnungsmäßig vorbereitet für dieſe Unterſuchungen 

lt zu ſtellen. 

mag, III. Der Zeitpunkt für dieſe letzteren Unterſuchungen iſt unter Berückſichtigung der 
Voſtiunmungen im $ 31 Abſatz VI nach Anhörung des Beſitzers ſo zu wählen, daß der 
Betrieb der Anlage ſo wenig wie möglich beeinträchtigt wird. Bei nicht ortsfeſt betriebenen 
Anlagen it der Beſitzer verpflichtet, dem Keſſelprüfer rechtzeitig mitzuteilen, wann und wo 
der Keſſel zur Unterſuchung bereit ſteht. 

IV. Bei Anlagen, deren Betrieb nur zu gewiſſer Zeit im Jahre unterbrochen werden 
kann, iſt dieſe, unbeſchadet einer dadurch beim erſten Male bedingten Hinausſchiebung der 
Unterſuchung zu wählen. Bewegliche Dampfkeſſel können von den Beſitzern oder ihren 
Vertretern an einem beliebigen Orte innerhalb des Amtsbezirkes des zuständigen Keſſel. 
drüfers für die Unterſuchung bereitgeſtellt werden. 
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V. Bewegliche Keſſel auf Bergwerken, Aufbereitungsanſtalten und anderen zugehörigen 
Anlagen oder Salinen ſowie auf den unter Aufſicht der Bergbehörden betriebenen Stein⸗ 
brüchen und Bohrbetrieben find auf der Vetriebsſtelle zu unterſuchen, ſoweit fie der Über⸗ 
wachung durch Bergrevierbeamte unterliegen. 

VI. Durch die Unterſuchung der Schiffsdampfkeſſel dürfen die Fahrten der Schiffe 
nicht geſtört werden; die innere Unterſuchung und Waſſerdruckprobe von Schiffsdampfkeſſeln 
iſt vor dem Beginne der Fahrten des betreffenden Jahres zu bewirken. 

VII. Falls ein Keſſelbeſitzer der Aufforderung des zur Unterſuchung berufenen Keſſel⸗ 
prüfers, den Keſſel für die innere Unterſuchung oder Waſſerdruckprobe bereitzuſtellen, nicht 
entſpricht, fo iſt der Beſitzer des Keſſels auf Erſuchen des Keſſelprüfers durch die zuſtändige 
Ortspolizeibehörde mittels polizeilicher Verfügung unter Strafandrohung (Titel IV und V 
des Landes verwaltungsgeſetzes) anzuhalten, den Keſſel an einem vom Keſſelprufer erneut 
feſtzuſetzenden Tage bereitzuſtellen oder, wenn Gefahr im Verzuge erſcheint, den Betrieb 
bis auf weiteres einzuſtellen. er 

VIII. Die zur Ausführung der Unterſuchung erforderlichen Arbeitskräfte und Vor⸗ 
richtungen hat der Beſitzer des Keſſels dem Keſſelprüfer unentgeltlich zur Verfügung zu 
ſtellen. 

5 37. 

I. Der Befund der Unterſuchungen iſt in das Reviſionsbuch einzutragen. Anderungen 
der genehmigten Anlage, die nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Keſſelprüfers nicht als 
weſentlich anzuſehen ſind, ſo daß von ihrer Genehmigung abgeſehen werden kann, ſind 
mindeſtens durch Aufnahme eines Hinweiſes in dem Reviſionsbuche feſtzulegen. 

II. Zur Abſtellung der bei den Unterſuchungen vorgefundenen Mängel und Unregel⸗ 
mäßigkeiten kann der Keſſelprüfer unter Mitteilung einer Abſchrift des Vermerks über das 
Ergebnis der Unterſuchung die Unterſtützung der Polizeibehörde des Ortes, an welchem ſich 
der Keſſel befindet, in Anſpruch nehmen. 

III. Der § 35 Abſatz IV findet entſprechende Anwendung. 


8 38. 
I. Bis zum 1. Juni jedes Jahres haben die Gewerbeinſpektoren dem Regierungs- 
präſidenten des Bezirks — im Landespolizeibezirke Berlin dem Polizeipräſidenten in 


Berlin — 

1. die Zahl der ihrer Aufſicht unterliegenden fiskaliſchen Keſſel und eine Nach⸗ 
weiſung ſämtlicher an denſelben im Laufe des verfloſſenen Etatsjahrs aus⸗ 
geführten, wiederkehrenden, außerordentlichen Unterſuchungen, der auf Antrag 
erfolgten Prüfungen ſowie der erſten Waſſerdruckproben und Abnahmen nebſt 
deren Ergebnis nach dem Vordrucke H mitzuteilen, Be 

2. eine Angabe über die Zahl derjenigen Unterſuchungen zu machen, welche den 
ſtaatlichen Beamten gemäß § 5 vorbehalten ſind oder auf Grund beſonderer 
Anordnung erfolgt. 5 

II. Seitens der im Abſatz 1 genannten Behörden iſt hiernach bis zum 1. Juli jedes 
Jahres dem Miniſter für Handel und Gewerbe die Zahl der von den einzelnen Gewerbe⸗ 
inſpektionen überwachten Keſſel und der von ihnen bewirkten Unterſuchungen gemäß vor⸗ 
. Ziffern 1 und 2 anzugeben. Das Gleiche gilt hinſichtlich der im 8 5 bezeichneten 
teifel. 

VI. Gebühren. 
9 39. 


I. Die Gebühren für die von Beamten des Staates oder von ſtaatlich beauftragten 
Vereinsingenieuren ($ 2 Abſatz I Ziff. 9) ausgeführten Dampfleſſelunterſuchungen werden 


dug J. auf diejenigen Beträge feſtgeſetzt, welche ſich aus Ziffer I-III der beiliegenden Gebühren ⸗ 


ordnung ergeben. Bei der Gebührenberechnung ſind die Heizflächen der Dampfkeſſel nur 
bis zur erſten Dezimalſtelle ohne Rückſicht auf die zweite Dezimalſtelle einzuſetzen. Die 
Feſtſetzung und Einziehung der Gebühren und Koſten erfolgt durch die Regierungspräſibenten, 


A 


im Landespolizeibezirke Berlin durch den Polizeipräſidenlen in Berlin, bei Keſſelunter⸗ 
ſuchungen auf Bergwerken, Aufbereitungsanſtalten oder Salinen und anderen zugehörigen 
Anlagen durch die Oberbergämter. g 

II. Die Keſſelprüfer haben dieſen Behörden die Berechnung der Jahresbeiträge nach 
dem anliegenden Vordruck K. P. 4 mit einem Gebührennachweiſe nach dem ebenfalls an⸗ 
liegenden Vordruck K. P. 3, nach Kreiskaſſen geordnet, in einfacher Ausfertigung bis zum 
1. Mai jedes Jahres einzureichen. Anderweite Gebührenberechnungen (nach Vordruck K. E. 5, 
vergl. Abſchnitt I und III der Gebührenordnung) ſind in derſelben Weiſe den zuſtändigen 
Behörden bis zum 10. jedes Monats vorzulegen. Etwa nachträglich einzuziehende Jahres⸗ 
gebühren und ſolche für im Laufe des Etatsjahrs neu hinzutretende Keſſel ſind in vor⸗ 
ſtehenden Terminen zu berechnen. en 


J. Die Gebühren für die den Gewerbeinſpektionen vorbehaltenen Unterſuchungen an 
nicht fiskaliſchen Keſſeln (8 5) fließen zur Staatskaſſe. Die eingehenden Gebühren für die 
im ſtaatlichen Auftrag ($ 2 Abſatz I Ziff. 9) ausgeführten Unterſuchungen ſind den 
betreffenden Dampfkeſſel⸗ÜUberwachungsveremen jeweils ſpäteſtens am Monatsſchluß zu 
überweiſen. 

I. Pal der übrigen ſtaatlichen Prüfungsbeamten bewendet es bei den be⸗ 


ſtehenden Vorſchriften darüber, inwieweit ſie einen Anſpruch auf die von den Keſſelbeſitzern 
einzuziehenden Gebühren haben. 


VII. Sonſtige Beſtimmungen. 
8 41. 


J. Der Übergang von Keſſeln aus der ſtaatlichen Überwachung (8 2 Abſatz I Ziff. 1) 
oder der Überwachung im ſtaatlichen Auftrag ($ 2 Abſatz I Ziff. 5 und 9) in die Vereins. 
überwachung ($ 3) kann, abgeſehen von den durch Übergang von Keſſeln in den Beſitz von 
Bereinsmitgliedern (5 3) bedingten Veränderungen, nur am 1. April jedes Jahres nach 
rechtzeitiger, ſpäteſtens bis zum Ablaufe des vorhergehenden Kalenderjahrs eingegangener 
ſchriftlicher Kündigung des Keſſelbeſitzers erfolgen. Dieſe iſt, ſofern der Keſſel von einem 
ſtaatlichen Beamten überwacht wird, bei dieſem, im übrigen bei dem örtlich zuſtändigen 
Regierungspräſidenten — im Landespolizeibezirk Berlin bei dem Polizeipräſidenten in 
Berlin — oder bei dem Oberbergamt anzubringen. 

II. Wer bei Anlegung von Dampfkeſſeln nicht bereits einem Uberwachungsverein 
angehört, unterſteht der ſtaatlichen oder der nach § 2 Abſatz I Ziff. 9 geregelten Über⸗ 
wachung ſo lange, bis die vorgedachte Kündigung ausgeſprochen und wirkſam geworden iſt. 


9 42. 

. Die Keſſelbeſiger find verpflichtet, dem zuſtändigen Dampfkeſſel⸗Uberwachungs⸗ 
verein und der Ortspoltzeibehörde, bei Bergwerken, Aufbereitungsanſtalten oder Salinen 
und anderen zugehörigen Anlagen, ſoweit deren Keſſel von dem Bergrevierbeamten unter. 
ſucht werden, dem letzteren, von jeder in ihrem Keſſelbeſitzſtand eintretenden Anderung — 
misheſondere von der zeitweiſen oder gänzlichen Außerbetriebſtellung von Keſſeln, der 
etwaigen Wiedereröffnung des Betriebs, dem Abgange von Schiffs dampfkeſſeln wegen 
dauernden Aufenthalts der zugehörigen Schiffe im Auslande, von deren Rückkehr, der Be. 
ſeitigung, dem Verkauf oder der Neubeſchaffung von Keſſeln — alsbald Anzeige zu machen. 

II. Veränderungen, welche nicht bis zum 1. April des Jahres angezeigt worden ſind, 
werden bei Ausſchreibung der Jahresbeiträge nicht berückſichtigt. Eine Rückerſtattung hier⸗ 
nach etwa zu viel erhobener Jahresbeiträge findet nicht ſtatt. 


9 43. 


, . Die Keſſelbeſiger oder deren Stellvertreter find verpflichtet, von jeder vorkommenden 
Crplofion, eines Dampfkeſſels in erſter Linie dem für den Bezirk zuſtändigen Staatsbeamten 
(Gewerbeinſpektor, Bergrevierbeamten), auch wenn der Keſſel unter Überwachung eines 
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Vereins ſteht, unverzüglich Anzeige zu erſtatten. Die gleiche Anzeige iſt, wenn der Keſſel 
der Überwachung durch Vereinsingenieure unterliegt, an den zuſtändigen Dampfkeſſel⸗Über⸗ 
wachungsverein zu richten. 

II. Eine Dampfkeſſelexploſion liegt vor, wenn die Wandung eines Keſſels durch den 
Dampfkeſſelbetrieb eine Trennung in ſolchem Umfang erleidet, daß durch Ausſtrömen von 
Waſſer und Dampf ein plötzlicher Ausgleich der Spannungen innerhalb und außerhalb des 
Keſſels ſtattfindet. 

III. Für die amtliche Unterſuchung explodierter Keſſel ſind Gebühren nicht zu 
entrichten. 

8 44. 

Dieſe Anweiſung nebſt dem Abſchnitt 1 der zugehörigen Gebührenordnung tritt unter 
Aufhebung der Anweiſung, betreffend die Genehmigung und Unterſuchung der Dampfkeſſel 
vom 9. März 1900 (Min. Bl. f. d. i. V. 1900 S. 139 ff,) am 10. Januar 1910, Abſchnitt Il 
und III der Gebührenordnung am 1. April 1910 in Kraft. 


Berlin, den 16. Dezember 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Sydow. 


Anlage J. 


Gebührenordnung für Dampfkeſſel⸗Anterſuchungen. 


I. Unterſuchung neuer und nen genehmigter Dampfkeſſel. 


Für Keſſel mit einer Heizfläche in qm 
Für jede nachbezeichnete Prüfung 


ö fur fed 
1% Geb in Marr „über über über über 00 ln. 
betragen die Gebühren in Mark: 0-5 5620 | 20-60 50-100 ee 1 


1. für die Bauprüfung von Keſſeln 


| 1 
r 7 An Pe 
2. für die Waſſerdruckprobe von | | 2 
Keſſeln aller lt . 7 Ai 15 18 | 
3, für jede Abnahmeprüfung 7 F 8 


II. Regelmäßig wiederkehrende techniſche Unterſuchungen. 


Neben den etwaigen nach Abſchnitt 1 fälligen Gebühren werden für die Ausführung 
der im § 31 vorgeſchriebenen regelmäßig wiederkehrenden Unterſuchungen von den Keſſel⸗ 
beſitzern im Laufe des Ctatsjahres Jahresgebühren nach folgenden Sätzen in Mark erhoben: 


Für Keſſel mit einer Heizfläche in qm 


über über 


2000 


| 

| 

1. für jeden feſtſtehenden Keſſel . 8 | I. N | 18 | 21 
| 

| ) 


2. für jeden beweglichen Keſſel 10 10 18 Al 24 2 
3. für jeden Schiffsdampfkeſſel | 1.7 18, 27 
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Für die Erhebung der Gebühren kommen die nachſtehenden Grundſätze zur An⸗ 


wendung: 


a) Die Jahresgebühren find für jeden zum Befibitand eines Keſſelbeſitzers zu 


b 


0 


d 


— 


— 


— 


zählenden Keſſel ($ 42) zu erheben, derſelbe mag während des ganzen Etats⸗ 
lahrs oder nur während eines Teiles desſelben oder endlich unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen (z. B. als Reſervekeſſel) betrieben werden. er 

Für außer Betrieb geftellte Keſſel (§ 31 Abſatz VII), deren Nichtbenutzung 
ſich über das ganze Etatsjahr erſtreckt, oder für Schiffs dampfkeſſel, die wegen 
dauernden Aufenthalts der zugehörigen Schiffe im Auslande den regelmäßig 
wiederkehrenden Unterſuchungen nicht unterworfen werden können, werden die 
Gebühren nur unter den im § 42 Abſatz II bezeichneten Vorausſetzungen nicht 
erhoben. f R l 
Für Keſſel, deren Außerbetriebſtellung, gänzliche Beſeitigung (Verkauf) oder 
deren Abgang ins Ausland, wie bei Schiffs dampfkeſſeln, im Laufe des Etats 
jahrs erfolgt, werden die Jahresgebühren nicht zurückerſtattet, auch wenn eine 
etwa fällige Unterſuchung noch nicht ſtattgefunden hat. 
Die Berechnung der Jahresbeiträge und ſonſtiger Gebühren hat bei feſtſtehenden 
Keſſeln ag desjenigen Keſſelprüfers zu erfolgen, in deſſen Bezirke die Keſſel 
legen, bei beweglichen oder Schiffsdampfteſſeln entsprechend der durch 8 30 
Abſatz II geregelten örtlichen Juſtändigkeit dieſer Keſſel, auch wenn die Unter⸗ 
i in einem anderen Bezirke ſtattgefunden haben ($ 30 Abſatz IM. 

eim Übergang eines beweglichen oder Schiffsdampfkeſſels aus dem 

Bezirke des einen Keſſelprüfers in denjenigen eines anderen oder beim Wechſel 
des Beſitzers einer Keſſelanlage im Laufe des Etatsjahrs werden erneute 
Jahresbeiträge nicht erhoben, wenn ſie nachweislich in dem früheren Bezirk 
oder von dem Vorbeſttzer bereits gezahlt worden ſind. 
Eine Verrechnung von Gebühren, die aus der Keſſelüberwachung durch ſtaat⸗ 
liche Beamte der Staatskaſſe zufließen, findet zwiſchen einzelnen Staatskaſſen 
nicht ſtatt; desgleichen iſt eine ſolche Verrechnung oder nochmalige Erhebung 
von Jahresgebühren ausgeſchloſſen, wenn bewegliche Keſſel infolge Anderung 
ihres Standorts im Laufe des Etatsjahrs vorübergehend aus der ſtaatlichen 
Aufficht in diejenige eines ſtaatlichen Beauftragten (§ 2 Abſatz I Ziffer 9) oder 
eines e apf e wachung 5e und umgekehrt übergehen und die Ge⸗ 
bühren nachweislich bereits bezahlt worden ſind. Die Art der Verrechnung der 
Hebühren zwiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereinen in den Fällen des § 30 
Abſatz III bleibt ihrer Vereinbarung überlaſſen. 

Bei Keſſeln, welche im Laufe des Etatsjahrs aus der Vereinsaufſicht zur 
Aufſicht im ſtaatlichen Auftrage oder Staatsaufſicht übergehen, ſind erneute 
Jahresgebühren zu erheben. 


e) Für Keſſel, für die durch denſelben Beſitzer im Laufe des Etatsjahrs eine er⸗ 


— 
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neute Genehmigung (8 8) erwirkt wird, ſind erneute Beiträge, abgeſehen von 
den mit der Genehmigung verbundenen Abgaben, nicht zu erheben, wenn für 
den Keſſel bereits der Jahresbeitrag, wenn auch nach einem anderen Gebühren; 
ſatze nachweislich gezahlt worden iſt. Das Gleiche trifft zu für Keſſel, die im 
Laufe des Etatsjahrs durch neue gleicher Heizfläche und Bauart erſetzt werden. 
Für Keſſel, für deren Unterſuchung gemäß § 31 Abſatz VII nach längerem 
als zweijährigem Nichtgebrauche Gebühren nach Abſchnitt III zu erheben ſind, 
werden weitere Jahresbeiträge für das laufende Etatsjahr nicht berechnet. 
Für Keſſel, denen gemäß $ 28 Abſatz III Erleichterungen hinſichtlich der Prüfungs⸗ 
friften gewährt worden find, erfolgt die Gebührenfeſtſetzung nach beſonderer 
Verfügung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 
Für die Unterſuchung von Keſſeln preußiſcher Staatsbetriebe werden, ſoweit 
ſolche von Staatsbeamten ausgeführt werden, Jahresbeiträge und ſonſtige Ge⸗ 
bühren nicht erhoben. 
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III. Souftige Unterſuchungen. 


1. Für die durch § 31 Abſatz VII vorgeſchriebene innere Unterſuchung und Druck⸗ 
probe iſt der anderthalbfache Jahresbeitrag nach Abſchnitt II, für Bauprüfungen und 
Druckproben gemäß § 12 Abſatz II ſowie für ſolche nach Hauptausbeſſerungen ($ 27) find 
die entſprechenden Sätze nach Abſchnitt 1 der Gebührenordnung zu entrichten. 

Druckproben nach Hauptausbeſſerungen, welche an die Stelle einer in demſelben 
Etatsjahre fälligen regelmäßigen Druckprobe treten (§ 31 Abſatz VI), werden nicht beſonders 
berechnet, ſofern fie bei ſtaatlicher Überwachung des Keſſels von einem ſtaatlichen Keſſel⸗ 
prüfer, bei der durch § 2 Abſatz I Ziffer 9 gedachten Überwachung im ſtaatlichen Auftrage 
von einem ſolchen Beauftragten ausgeführt werden. 

2. Bei außerordentlichen Unterſuchungen, welche auf Grund des § 35 dieſer An ⸗ 
weiſung ſtattfinden, ſowie bei Unterſuchungen auf Antrag der Keſſelbeſitzer (ſoweit es ſich 
in letzterem Falle nicht um die durch $ 12 Abſatz II vorgeſchriebenen Unterſuchungen handelt) 
iſt der anderthalbfache Betrag des nach Abſchnitt II der Gebührenordnung zutreffenden 
Jahresbeitrags zu erheben. 

3. Für Druckproben von Keſſeln, welche für das Auslaud beſtimmt ſind oder in 
einem anderen Bundesſtaate zur Aufſtellung gelangen, find die Sätze unter Abſchnitt I 
der Gebührenordnung maßgebend. 

Bei inneren Unterſuchungen, Waſſerdruckproben und vereinbarten äußeren Unter⸗ 
ſuchungen, ſoweit letztere vereinbart werben dürfen, iſt für jede zu wiederholende Unter 
ſuchung der anderthalbfache Betrag des nach Abſchnitt II der Gebührenordnung zutreffenden 
Jahresbetrags zu erheben, ſofern die Unterſuchung am feſtgeſetzten Tage nicht oder nur 
zum Teil ausgeführt werden konnte und dem Keſſelbeſitzer oder deſſen Stellvertreter hier⸗ 
für ein Verſchulden beizumeſſen iſt. Ein Verſchulden iſt nicht anzunehmen, wenn das 
Füllen des Keſſels bei einer nach der inneren Unterſuchung in Ausſicht genommenen Druck⸗ 
probe von dem Keſſelprüfer bei ordnungsgemäßer Vorbereitung an demſelben Tage nicht 
abgewartet werden kann, oder wenn ſich nach dem Befunde der inneren Unterſuchung die 
Notwendigkeit herausſtellt, den Keſſel erſt einer Reparatur zu unter iehen. 

Für erſte Waſſerdruckproben und Keſſelabnahmen, welche infolge Verſchuldens des 
Keſſelbeſitzers wiederholt werden müſſen, werden die Gebührenſätze unter Abſchnitt I für 
jede vergebliche Unterſuchung erhoben mit der Maßgabe, daß bei Abnahmen, verbunden 
mit der Prüfung der Bauart und Druckprobe, für die Wiederholung nur eines Teiles der 
Unterſuchung die entſprechenden Einzelſätze mehrfach in Anrechnung kommen. 

4. Anſpruch auf die Gebühren für außerordentliche Unterſuchungen hat derjenige 
Verein, durch deſſen Beauftragte die Unterſuchungen ausgeführt werden, auch wenn die 
regelmäßige Überwachung des Keſſels durch einen anderen Verein oder den Staat bewirkt 
wird. Den gleichen Anſpruch hat die Staatskaſſe bei Ausführung außerordentlicher Unter⸗ 
ſuchungen durch Staatsbeamte. 


en 
Borbru A. 
Urkunde fiber die Genehmigung 
zur 
Anlegung 2 I Dampfleſſel. 


Auf Grund des § 24 der Gewerbeordnung und der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 


über die Anlegung von . Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 
wird de 


die Genehmigung zur Anlegung Dampfkeſſel 


nach Maßgabe der mit dieſer Urkunde verbundenen Zeichnung ee und Beſchreibung 
unter den nachſtehenden beſonderen Bedingungen erteilt. 
e e e Vi einem Fabrikſchilde zu verſehen, welches 


nachſtehende Angaben enthält: 


feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannung: Atmoſphären Uberdruck, 
Name und Wohnort des Fabrikanten: 


laufende Fabriknummer: 


Jahr der Anfertigung: 


Mindeſtabſtand des feſtgeſetzten niedrigsten Waſſerſtandes von der höchſten Stelle der 
Jeuerzüge in Millimeter: 55 


Gewerbeordnung) und Verbindung der darüber ausgeſtellten Beſcheinigung mit dieſer 
Urkunde oder Empfang der Zwiſchenbeſcheinigung ($ 12 Abf. 6 der allgemeinen 
polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Dampfkeſſeln) erfolgen. 

Die Wartung des Keſſels darf nur zuverläſſigen, gut ausgebildeten oder gut unter⸗ 
wieſenen männlichen Perſonen über 18 Jahre übertragen werden, die mit der bes 
ſtimmungsmüßigen Benutzung der allgemein vorgeſchriebenen Sicherheitsvorrichtungen 
am Keſſel vertraut und verpflichtet ſind, bei der Bedienung des Feuers Rauch, Ruß 
oder Flugaſche möglichſt einzuſchränken. 
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U 


Vordruck B. 


Beſcheinigung 


über 


die Waſſerdruck⸗Probe eines Dampfkeſſels. 


Der mit nachſtehenden Angaben auf dem Fabrikſchilde bezeichnete Dampfkeſſel 


feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannung: eie Atmoſphären Uberdruck, 
Name und Wohnort des Fabrikante:te nn kin 


de Scannen DER 


Jahr der Anfertigung: BE 
Mindeſtabſtand des feſtgeſetzten e Waſſerſtandes von der höchſten Stelle der 
Feuerzüge in Millimeter: 


iſt nach § 12 der allgemeinen ble agen über: die Anlegen von 
WATTE IT WEBER Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 mit einem Waſſerdrucke von 
er == Atmoſphären Überdruf geprüft worden. Dabei hat der Keſſel dem Probedrucke mit 
befriedigenden Erfolge ($ 12 Abſ. 3) widerſtanden. 
Die Niete, mit denen das Fabrikſchild am Keſſel befeſtigt ift (§ 11), ſind mit dm 
— Stempel verſehen worden. 


3 AR. 3 (Ort und Datum). 


(Unterſchrift.) 


— 7 — 


Gordruck E. 
Veſcheinigung 
über 
die Abnahmeunterſuchung eines i Dampfkeſſels. 


Der mit nachſtehenden Angaben auf dem Fabrikſchilde bezeichnete Dampfkeſſel: 


feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannung: Atmosphären Überdruck, 
Name und Wohnort des Fabrikanten 


laufende e 


Jahr der Anfertigung: EEE 


— 


Mindeſtabſtand des feſtgeserten ebrigften Waſſerſtandes von der höchſten Stelle der 

Jeuerzüge in Millimetenr 
iſt einſchließlich ſeiner Ausrüſtungsſtücke heute der Abnahmeprufung gemäß $ 24 Abſ. 3 der 
Gewerbeordnung unter Dampf unterzogen worden. 


Der Keſſel iſt nach den vorgelegten ie am 
der Bauprüfung und aut. 


ſeine Anlegung durch Urkunde des — 


der Waſſerdrucprobe Ne und 


R 2 
dom . ey den 
Der Hesel it aufgeftellt: — 2 u N 
Bei der Abnahme iſt folgendes feſtgeſtellt worden: 

1. Die Feuerzüge liegen an ihrer höchſten Stelle Millimeter unter dem feſtgeſetzten 
niedrigſten Waſſerſtande, der am 1 durch eine 1 erkennbar gemacht iſt, 
die ſich . Millimeter 9 en. befindet. 

2. Der geſſel beſitt = . Speifeventil a8 . N ne Druck des Keſſelwaſſers 
geſchloſſen ne ein Abfperr.... zwiſchen dem Speiſeventil und dem Keſſel. 

3 


. Die ze beftehen in 


4. Der Keſſel iſt mit einer e mittels 6 zen er von der 
Dampfleitung abgeſperrt werden kann. Er iſt ferner mit eine 
verſehen, mittels d en er entleert werden kann. 


4* 


1 


5. Außer . Waſſerſtandsglaſe.—, welche — mit der vorgeſchriebenen Marke für 
den feſtgeſetzten niedrigſten Waſſerſtand verſehen „ befinde n ſich am Keſſel 

6. Der Keſſel hat Sicherheits ventil Er de. en Belaſtung einer Dampfſpannung 
von . Atmoſphären Überdruck entſr 


Die Bauart, Abmeſſung und Belaſtung de — Sicherheitsventil.— find aus nach⸗ 
ſtehendem erſichtlich: 


7. Der Keſſel iſt mi er. 2 — Manometer verjehen, an 
welch. „die feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannung durch eine Marke bezeichnet iſt. 
8. Der Keſſel iſt mit einer Einrichtung zur Anbringung des Kontrollmanometers verſehen. 
Die Anlage entſpricht den allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗ 
legung von Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 und der 
Genehmigungsurkunde mit Zubehör. 
Ihrer Inbetriebſetzung ſteht ein Bedenken nicht entgegen. 


TTT dee ene nn 


(Unterſchrtft.) 


Vordruck D. 
Neviſionsbuch 
für 
ei net Er a r —Dampfkeſſel. 


Der Dampfkeſſel, zu welchem dieſes Reviſionsbuch gehört, iſt mit dem vorgeſchriebenen 
Fabrikſchilde verſehen, welches nachſtehende Angaben enthält: 


1. feſtgeſetzte Dampfſpannung: 
2. Name und Wohnort des e ah ER ET ee Re Tan) Ar ee Be 


3. laufende Fabriknumme : 
2 


4. Jahr der Anfertigung: EEE 


ee 


5. Mindeſtabſtand des feſtgeſetzten niedrigſten Waſſerſtandes von der höchſten Stelle der 
Feuerzüge in Millimeter 


Die Niete, mit denen das Fabrikſchild befeſtigt iſt, tragen den Stempel de 8 


Das Reviſionsbuch ſowie die Genehmigungsurkunde nebſt den zugehörigen Anlagen oder 
beglaubigte Abſchriften dieſer Papiere ſind an der Betriebsſtätte des Keſſels aufzubewahren und 
jedem zur Aufſicht zuſtändigen Beamten oder Sachverſtändigen auf Verlangen vorzulegen. 


— — (Drt und Datum). 


(Unterſchrift.) 


— 30 — 


Merbruk R. 


regelmäßige außerordentlichhhette 


Außere Unterſuchung. 


Innere Unterſuchung. 


Heſcheinigung 


über 


Der Keſſel befand fi... im Betriebe. 


Die Beſichtigung und Prüfung der zur Sicherheit des Betriebes dienenden Vor⸗ 
richtungen, insbeſondere von Speife- und Waſſerſtandsvorrichtungen, Manometer und 


Sicherheitsventilen, gab z u —— Crinnerungen Veranlaſſung: 
Die Beobachtung der Feuerung gab zu 5 Bemerkungen Anlaß: 
Im übrigen war die Mlerhallung der Keſſ 9050 50 a gut, 
Der Keſſel wurde befahren und im Innern, ſowie 
an den erforderlichen Stellen auch aüßerlich genau unterſucht, wobei ſich ſeine Wandungen, 
Niete und Anker eee, UL ee 


zeigten. Die Feuerung, die Keſſeleinmauerung und die Reinigung des Keſſels gaben zu 
keinen Erinnerungen Veranlaſſung. 


P 


— — 


Der Keſſel wurde einer Waſſerdruckprobe mit ; Atmoſphären Überdruck 


= unterzogen, wobei die Keſſeldoandungen weder eine bleibende Veränderung ihrer Form 
A noch weſentliche Undichtigkeiten zeigten. 

N 

5 — — — 

5 k ae AN. 


Der Keſſeldee d —L—T zeigte ſich 
mit der Wartung der Anlage, insbeſondere mit der Handhabung der Sicherheitsvorrichtungen 


jj TTT 


vertraut. 


— (rt und Datum) 


(Unterſchrift.) 


0 Die Beſeitigung der vorſtehend bezeichneten Mängel iſt heute feſtgeſtellt — gemeldet — 
worden. 


r 


. 


Vordruck F. 
Beſcheinigung 


über 


die Bauprüfung eines Dampfkeſſels. 


Der mit nachſtehenden Angaben auf dem Fabrikſchilde bezeichnete Dampfkeſſel: 
feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannun:: Atmoſphären Überdruck, 
Name und Wohnort des e 


laufende Fabriknummer: en 

Jahr der Anfertigung: SE 
Mindeſtabſtand des feſtgeſetzten zeſedten niedrigften Waſſerſtandes von der höchſten Stelle der 
Feuerzüge in Millimeter: 
it nach § 12 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von 
8 Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 der Bauprüfung unterzogen worden. 

Dabei if Fofgeibeh feſtgeſtellt: 

1. Die Ausführung des Keſſelkörpers ſtimmt mit der — zur Genehmigungsurkunde 
pom gehörigen — beigehefteten Zeichnung überein, 


e . 


2. die Prüfung der Beſchaffenhelt des geſſelkörpers 0 R 


3. 85 7 zu 900 Wande des geſſels RT Material iſt laut beifolgende 
Zeugniſſe. geprüft worden. 

4. der feſtgeſetzte niedrigſte Waſſerſtand iſt nach § 8 an der Keſſelwandung durch eine 
feſte Strichmarke von etwa 30 mm Länge, die von den Buchſtaben N. W. begrenzt 
wird, dauernd kenntlich gemacht. 

(Zuſatz für erneut zu geuehmigende Dampfkeſſel.) 

Der Keſſel erſcheint hiernach und gemäß § 12 Abſatz 2 der allgemeinen polizeilichen Beſtim⸗ 
mungen über die Anlegung von * ei. Keſſeln vom 17. Dezember 1908, 
N er r der Waſſerdruckprobe mit befriedigendem Erfolge widerſteht, zur erneuten Genehmigung 
= Atmofphären Überdruck geeignet. 


„en ee eine 


(unterſcrit) 


— 
Beſcheinigung 
über 
die Bauprüfung und Waſſerdruckprobe eines Dampfkeſſels. 
Der mit nachſtehenden Angaben auf dem Fabrikſchilde bezeichnete Dampfkeſſel: 
ſeſtgeſetzte höchſte Dampfſpan nung: Atmoſphären Uberdruck, 
Nine ee des Fabien rn Te FE NP ” 


laufende Fabriknummer: EERF 
Jahr der Anfertigung: en 
Mindeſtabſtand des feſtgeſetzten niedrigſten Waſſerſtandes von der höchſten Stelle der 
Feuerzüge in Millimeter 
iſt nach § 12 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von 
Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 der Bauprüfung und der Waſſerdruckprobe mit einem 
Waſſerdrucke von Atmoſphären Überdruck unterzogen worden. 
Dabei iſt folgendes feſtgeſtellt: 
1. die Ausführung des Keſſelkörpers ſtimmt mit der — zur Genehmigungsurkunde 
vom nenn gehörigen — beigehefteten Zeichnung überein, ausgenommen 


er 


nn nn nn kꝑQ— EJ— 00 


die Prüfung der Beſchaffenheit des Keſſelkörpers ergab . 


— — nn 


3. das zu den Wandungen de 


4. Der feſtgeſetzte niedrigſte Waſſerſtand iſt nach § 8 an der Keſſelwandung durch eine 


feſte Strichmarke von etwa 30 mm Länge, die von den Buchſtaben N. W. begrenzt 
wird, dauernd kenntlich gemacht. N 
Der Keſſel hat dem Probedrucke mit befriedigendem Erfolge (§ 12 Abſ. 3) widerſtanden. 
Die Niete, mit denen das Fabrikſchild am Keſſel befeſtigt iſt (8 11), find mit dem 


. ˙ . ü Stempel verſehen worden. 
(Zuſaß für erneut zu genehmigende Dampfkeſſel.) 
Der Keſſel erſcheint hiernach zur erneuten Genehmigung mit EAtmoſphären 
Uberdruck geeignet. 
Eh (Ort und Datum). 


ee ·(RTK 


— 
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Regierungsbezirk 


Keſſelſchild 


Name des Keſſelbeſitzers: 


Ort des Betriebs 2... annehmen 


Betriebszweck: essere 


Druckproben 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
I 
I 


4 _ Bei — N ie — — a 


nach 


II 


12 


$ 
Abf. 


| 
| 


außer⸗ 
ordent⸗ 
liche 


Innere Unterſuchungen 


regelmäßige 
| 


regelmäßige 


Außere Unterſuchungen 


2 Cs 


e ne DH 


Feſtſtehender — beweglicher — Schiffs — Dampfkeſſel. 


des ef | | | | er 5 
esa keſſels Heiz. Noß⸗ S „„ „ ale „ & join 
Janez er, face flache SEES 2 5 fs 5 s 8 8 8 88 8 
bn t in am in qm. E a a a 
„55 — Genehmigung El | | | | 
* FR £ 5 7 — * 2275 % 
| Bauprüfung 14 
N. ve 8 erſte Baſſer⸗ b 
. EE 
Zu Abnahme 


Befund und etwaige Ausſtellungen Bemerkungen 


* 


erer 


Vordruck J. 


Vorbemerkung. In dem folgenden Vordruck iſt Nichtzutreffendes zu durchſtreichen. 


j Beſchreibung 


zur 


Genehmigung einer Dampfkeſſelanlage.) 


Der Antrag betrifft die Genehmigung zur — Anlegung — 
Veränderung eines — neuen — bereits im Betriebe geweſenen — 
feſtſtehenden Dampfkeſſels 
zun EINE (Straße, Lage) 

am Beier — 8 
beweglichen, zum Betrieb an wechſelnden Betriebsſtätten 
beſtimmten Dampfkeſſels, 
mit einem . dauernd 
verbundenen Schiffsdampfkeſſel zum Betriebe 


Den allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die An⸗ 
legung von . Dampfkeſſeln vom 17. Dezem⸗ 
ber 1908 wird wie folgt entſprochen: 


Zu § 2. Ban des Keſſels. 


a) Angabe der Bauart des Keſſels. Der Keſſel iſt ein 
(Für die Angaben find mög⸗ 
cht die Bezeichnungen dr 
Dampfkeſſelſtatiſtit in Preußen 
zu wählen.) 


) Jedem Genehmigungsgeſuche muſſen — abgeſehen von den im § 10 Abſ. III der Anweiſung bezeichneten 
Fällen, in denen je 2 Ausfertigungen genügen — beigefügt ſein: 
Beſchreibungen nach dieſem Vordruck, 
8 maßſtäbliche Zelchnungen des Keſſels, 


außerdem 
bei feſtſtehenden Keſſeln 8 Lagepläne, 
8 Bauzeichnungen des Keſſelhauſes (Aufſtellungsraums) mit Schornſtein, 
bei Schiffskeſſeln 8 Lagepläne des Keſſels im Schiffe. 
Sämtliche Zeichnungen und die Beſchreibungen find unter Angabe des Datums vom Beſitzer und von dem 
Verfertiger des Keſſels, bet alten Keſſeln mindeſtens vom Beſitzer zu unterſchreiben. 
Zeichnungen, welche micht auf Pausleinwand hergeſtellt And, find ſtets auf Leinwand aufzuziehen. m Hlau⸗ 
verfahren hergeſtellte Zeichnungen dürfen nicht verwandt werden. 
el an Geſuch iſt bet dem zuftändtgen Keſſelprüfer anzubringen, nicht bei der die Menehmigung erteilenden 
0 [7 


d) Angabe der Hauptabmeſſungen 
des Keſſels in mm. 


e) Angabe der Wandſtärten in mm. 


d) Angaben über Art, Güte und 
Verarbeitung des Bauſtoffs zum 
Keſſel. 

(Bei alten Keſſeln iſt die 


mutmaßliche Art des Bauftoffs 
anzugeben. 


u BET em 


Der Keſſel beſteht aus 


er A / T 
* 


Die Wandſtärken betragen * 


Der Keſſel beſteht in den nebenbezeichneten Teilen 
aus Schweißeiſen Feuerblech: — —— 
aus desgl. e a ya 1 * 


aus Flußeiſen von kg/ amm Veſtig ken, 


aus desgl. von kg / amm Feſtigkeit: 


— 


aus 


desgl. von 


kg/ amm Feſtigkeit: 


r 


aus Gußeiſen 


Über die Blechprüfungen werden Werks⸗ — amtliche — Be⸗ 
ſcheinigungen vorgelegt. 

Abſchnitt III Ziff. 4 der Bauvorſchriften für Landdampfkeſſel 
wird Beachtung finden. 


— GOl nae 


e) Angaben über die Heritellung Die Keſſelwandungen ſind durch maſchinell hergeſtellte — 
der Verbindungen. Hand — Nietung mit einander verbunden, mit Ausnahme 


(Durch Maßſkizzen hierunter 
zu erläutern.) 


welche durch Schweißung hergeſtellt und ee 
Verſchraubung verbunden ſind. Die Nietlöcher ſind gebohrt — 
gelocht — gelocht und aufgebohrt. 
Waſſerrohre — Heizrohre — ſind — geſchweißt — nahtlos 
und durch Einwalzen (mit — ohne — Bördelung) in den 


) Angaben über Verankerungen. - 2 — Br je 


Zu 8 3. Jeuerzüge. 
Die durch oder um den Dampfkeſſel gehenden Feuerzüge liegen an ihrer höchſten Stelle 


in einem Abſtande von . mm unter dem niedrigſten Waſſerſtande des Keſſels. 
Die Heizfläche des Keſſels be N 
Geſamte Heizfläche am 
Die Größe der Roſtfläche beträgt üü„èé⏓rr 7 qm. 


Verhältnis der Roſtfläche zur Heizfläche = 1: mn 3 
Der Luftzug wird auf natürliche — künſtliche — Weiſe her⸗ 
geſtellt. Die Gefahr des Erglühens der mit dem Dampfraum in 
Berührung ſtehenden Keſſelwandungen iſt alſo nach § 3 Abſ. 2 der 
allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ 
und Schiffsdampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 ausgeſchloſſen. 


Zu 8 4. Speiſevorrichtungen. 
Der Keſſel wird mit zwei zuverläſſigen Speiſevorrichtungen 
ausgerüſtet, welche nicht von derſelben Belriebsvorrichtung ab⸗ 
hängen. 


Als Speiſevorrichtungen dienen: 


Abmeſſungen der Speiſevor⸗ 
richtungen: 

Durchme 5 2 
hate SE u Sr 55 
oppel⸗ Lübe in der Min.; bei 
Strahlpumpen: Leiſtungsfähigkeit 
in der Min.) 


ene 
F 


zu b) 


Zu § 5. Speiſeventil. 


— 


Der Keſſel erhält. Speiſeventil. Don mm 
lichtem Durchmeſſer, welche — bei Abſperrung der Speiſevorrich⸗ 
tungen durch den Druck des Keſſelwaſſers geſchloſſen w 


Zu § 6. Abſperr⸗ nud Entleerungsvorrichtungen. 


Der Keſſel iſt mit den vorgeſchriebenen Abſperr⸗ und Ent: 
leerungsvorrichtungen verſehen. 


Zu § 7. Waſſerſtandsvorrichtungen. 


(Angabe für Schiffskeſſel.) 


Der feeſſel iſt minim Waſſerſtandsglaſe 
— una derſehen 

Dieſelben ſind in einer zur Längsrichtung des Schiffes recht⸗ 
winkligen Ebene, in gleicher Höhe und Entfernung von der Keſſel⸗ 
mitte, möglichſt weit entfernt von ihr, in einem Abſtande von 
m von einander angebracht. 

Außerdem befinde — ſich am Keſſe l 
8 „ Waſſerſtandsvorrichtung. 

Die Waſſerſtandsvorrichtungen ſind geſondert — an einem 
gemeinſchaftlichen Körper — unmittelbar — durch Verbindungs⸗ 
rohre — mit dem Innern des Keſſels verbunden. Die gemein⸗ 
ſchaftlichen Verbindungsrohre haben mm, die geſonderten 
Verbindungs rohre mm lichten Durchmeſſer. 

Die Hähne und Ventile der Waſſerſtandsvorrichtungen ſind 
ſo eingerichtet, daß man während des Betriebs in gerader Rich⸗ 
tung durch die Vorrichtungen hindurchſtoßen kann. Der unterſte 
Probierhahn wird in der Ebene des niedrigſten Waſſerſtandes 
angebracht. 

Der niedrigſte Waſſerſtand liegt mm oberhalb, der 
höchſte Punkt der Feuer züge - mm unterhalb der unteren 
ſichtbaren Begrenzung des Waſſerſtandsglaſes. 

Im übrigen werden die Waſſerſtandsvorrichtungen vorſchrifts⸗ 
mäßig ausgeführt. 


1 


Zu § 8. Waſſerſtandz marke. 


Der Keſſel wird mit . mm Gefälle angelegt. 
Der feſtgeſetzte niedrigſte Waſſerſtand lieg mm 
über - Derfelbe wird an de e e 


durch ein Schild mit der Bezeichnung . 
ſowie an der Keſſelwandung durch eine feſte Sbkichmarke, die BR 
den Buchſtaben N. W. begrenzt wird, bezeichnet. 
| An .. des Keſſels iſt die höchſte Lage der Feuer⸗ 
züge nach der Richtung der Schiffsbreite in leicht erkennbarer 
W Weiſe durch ein Schild mit der Bezeichnung 
8 kenntlich gemacht. 


(Angabe für Schißfskeſſel.) 


Zu § 9. Sticherheitsventile. 
Der Keſſel erhält. gewöhnliche — Vollhub — Sicherheits⸗ 


ventil, von mm lichter Weite. Die Belaſtung erfolgt 
durch — Gewichte — Federn — unmittelbar — mittels Hebel. 

D. Ventil. d 
jederzeit gelüftet und auf em Sitz gedreht werden L....... 


Die Velaſtung de Ventil. ſoll bei der techniſch polizeilichen 
Abnahme feſtgeſtellt werden. 
| Mindeſtens eins der Ventile hat eine ſolche Stellung, daß die 
(Angabe für eee e vorgeſchriebene Belaſtung von Deck aus mit Leichtigkeit unterſucht 
a werden kann. 


Zu § 10. Manometer. 


An den Keel nuttta zuverläſſige Manometer 
angebracht, an welchen die feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannung 
durch eine unveränderliche, in die Augen fallende Marke bezeichnet 
iſt. Ein — Das — Manometer befindet fi) im Geſichtskreiſe 
des Keſſelwärters. 

(Angabe für Schiffsleſſel, Seeſchiffe Eins der Manometer iſt auf dem Verdeck an einer für die 
ausgenommen.) Beobachtung bequemen Stelle angebracht. 


Zu § 11. Fabrikſchild. 

An dem Keſſel wird mit Kupfernieten ein nach der Uns 
mantelung oder Einmauerung ſichtbar bleibendes, metallenes Schild 
mit folgenden Angaben angebracht: 

Feſtgeſetzte höchſte Dampfſpannung in Atm. Überdruck 
Name und Wohnort des Fabrikanten: —— 


Daene name: ne 

Jahr der Anfertigung 

Mindeſtabſtand des feſtgeſetzten niedrigsten Wa A 
von der höchſten Stelle der Feuerzüige in mmm 


_ 1 — 


Zu § 12. Bauprüfung und Druckprobe. 


Der Keſſel wird nach ſeiner letzten Zuſammenſetzung vor der 
Einmauerung oder Ummantelung einer Bauprüfung und einer 
amtlichen Waſſerdruckprobe auff Atm. Überdruck unter⸗ 
worfen. 


Zu § 14. Kontrollſtutzen. 


Der Keſſel erhält eine Einrichtung zur Anbringung des amt⸗ 
lichen Prüfungsmanometers. 


Zu § 15 und 16. Aufſtellung des Keſſels. 


Die Aufſtellung des Keſſels entſpricht den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften. — Zwiſchen dem Keſſelmauerwerk und den dasſelbe 
umſchließenden Wänden verbleibt ein Zwiſchenraum von 8 em. 
Zur Regelung des Feuers iſt ein vom Heizerſtande aus beweg⸗ 


EC angebrächt. 

Der Schornſtein haTtet m Geſamt höhe. m 
untere e —ͤ m obere Weite. 

Die Größe der Fenſterflächen des Aufſtellungsraums beträgt 
nsgeſam t am (davon öffenbaTM am); die Größe 
der Grundfläche des Aufſtellungsraums beträgt insgeſamt 
8388 qm. 


rr er A et 5 


von insgeſamt . n Fläche. 


r SE 2. en — 
Der Antragſteller. Der Verfertiger. 


Bemerkung. Bei alt angekauften Keſſeln iſt außerdem ein Nachweis über die frühere Betriebsſtätte, Dauer 
der Außerbetriebſtellung und die Gründe, welche zur Außerbetriebſtellung geführt haben, bet umzubauenden oder 
abzuändernden Anlagen die Art und der Umfang der Veränderung anzugeben. 


2 oe * n * — 9 Br, . 
8 — 42 — | 
Vordruck K. P. 3. 
Königliche Gewerbeinſpektion zu un u um | 
Der ſtaatlich beauftragte Dampfkeſſelüberwachungsverein 
Kreiskaſſe Zu... 


Gebühren -Nachweis. | 
| 


Auf Grund der umſtehenden Nachweiſung ſind aus Dampfkeſſel⸗Unter⸗ 
ſuchungen an Gebühren , an Nebenkoſten e 7 
zuſammen , zu beanſpruchen. 


— Die einzelnen Berechnungen liegen bei. 
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Der ſtaatliche Keſſelprüfer. 
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Der ſtaatlich beauftragte Keſſelprüfer. 


— — 


| 
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(Name, Stand.) 
\ i 
E 
0 


Heſtrand. 


Gründe fur die Notwendig 
in einen andern Bun 
1 welcher I 


Nachweiſung 


der von de.. 


i Etatsjahre 19 auszuführenden regelmäßig Rłirenden Dampfteſſel⸗ 
im Monat eee eee e eten 


| Unterſuchungen, a: die nachſtehend bezeichneten Keſſelbeſitzer Gebühren 
und Nebenkoſten zu entrichten haben. 


2 6. 0. 


1 2 * 4. N ee 5. ac —i— ._._ — 
| 1 5 Neben⸗ 
Lfde. e „Num- koſten 
N Tage Wohnort Zabrik-] Heiz-] mer (Stempel, 
ö 1. Name Unter⸗ num⸗ fläche der G Ge⸗ 
der Ge⸗ der des 


| ie Bemer- 
des 7 &=| mer | bes | büh- ., 19 

fre. we wet e des Tees] er, | Ben Wege | Fangen 
berech-] suchung | Keſſelbeſttzers befigerg | ort geſſels Drd⸗ 5 

nung 


ang prüfer 


I 1 
Aamerkung. Vergebliche Prufungen nach 1 1 bis 3 und III 3 find in Spalte 10 unter Angabe der 
keit der Wiederholung der Unterſuchung zu bezeichnen; Druckproben für Keſſel, die 
desſtaat oder ins Ausland gehen, find kenntlich zu machen. Bei Prüfungen nach 1 8 iſt 
eſſelpruſer die Druckprobe ausgeführt dat und eventuell wann dafür liquidiert worden iſt. 
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en Bezeichnung der Keſſel, für welche der Jahresbeitrag * 17 Re 2 855 Sl 
a i zu erheben iſt el 67 82 
nung o 8 a * aM IH 


Jahresbeitrag für d. ſeſtſtehenden Dampfkeſſel: 
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vn. 


Eu SEE Bun U m 


Insgeſamt - 3 zu von 0— 2 qm ö 
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100-200 21 
. 200 ee 
2 Jahresbeitrag 5 d beweg Jahresbeitrag für d. Schiffs⸗ 


lichen Keſſel: dampfkeſſel: 
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Vordruck K. P. ö. 
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zu 3 rr ni 


Gebühren⸗ Berechnung 
für nachſtehend bezeichnete, nicht zu den ee 3 TE gehörige 
Prüfungen de.. Dampfkeſſel . de N 3 ae Eee 
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Datum 5 e 
er Unter 2 2 0 ie in aum 
ſuchung 2 = Vezeichnung der ausgeführten Unterſuchung 8 Be⸗ 
E28 
19 ERS 8 (Die zutreffenden Paragraphen find zu unterſtreichen) 1 35 00 | 8 00 E = rag 
2 . 2 12 2 — 
Tag! Monat. Z EI. 
SSS 
| } | 
1 Für die Bnuprüfung von wehe a aller Art: g ö | 
ee eizfläche 1 m A | 
Heüf 1 EN 32 1 
. . 5 r | 
3 5 | 448 
9 2 ee e ee 18 
J. 2. Zar vie Waſſerbrndproße von een en Art: | | 
No Seigfläche im Hu 2 | i 
RER 1 | 15 | 
vorne | 18 ö 
„ = 5 FF | } — > | 
I. 3. Für jede Abnahmeprüfung: 
No. N verziläches in wt | | 
. a 0 — 2 3 
9 Do ru ee 18 
* — 69 2 . „„ 114 15 
- = = * —— E 18 
Sonftige Unterſuchungen. Aber er über | über 
1.2] Unterfuchungen nach $ 81 Abſ. VII, 5 35 und auf N en eile 
a) ſeſtſtehende Keſſel: m 2 Desfache m qm e , TE 
b) bewegliche Na. ee ee ie 
e) Schiffsdampfkeſſel: 1 — e „ 27081, 86 40,8 | 
No. . ul | ! | 
III. 3.1 Wiederholung äußerer, innerer Unterſuchungen oder | | | 
Druckproben, welche durch Verſchulden des Keſſel⸗ 
beſitzers an dem feſtgeſetzten Tage nicht oder nur 
teihveiſe ausgeführt werden konnten: | 
a) feſtſtehende Keſſel: 9 eee ee N N 
No... EM | | 
b) bewegliche nn - .. 15 22, 8 27 11 38 
Or: 5 1 4 
c) Schiffsdampfkeſſel: Wo. - 7 18| .....27) „31,5! .c86 ., 40,3 
No = a 
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Nebengebühren: Stempel AL; i 
== . Renifionsbüder: Me; | 
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Der ſtaatliche Keſſelprüfer. 


Der E n er 
(Nante, Stand) 


Ver ak 


Aulage III. 


Vereinbarung der verbündeten Regierungen vom 17. Dezember 1908, betreſſend 
Deſtimmungen über die Genehmigung, Anterſuchung und Neviſion der Dampfkeſſel. 


J. Dampfkeſſel im allgemeinen. 


Zuſtändig für die Erteilung von Veſcheiden in dieſem Verfahren iſt diejenige Behörde, 
in deren Bezirke der Keſſel nach Angabe des Beſtellers beheimatet oder betrieben werden 
ſoll, bei Vorratskeſſeln die für den Erbauungsort zuſtändige Behörde. Die für die Prüfungen 
erforderlichen Angaben müſſen aus den vorzulegenden Zeichnungen hervorgehen. 

1. Dampfkeſſel, die in einem Bundesſtaut am Verfertigungsorte von einem hiermit 
beauftragten Beamten oder ſtaatlich ermächtigten Sachverſtändigen nach $ 12 Abſ. 2 und 3 
und § 14 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ oder 
von Schiffsdampfkeſſeln, oder nach Vornahme einer Ausbeſſerung gemäß 8 13 a. a. O. 
geprüft und den Vorſchriften unter § 12 Abſ. 5 a. a. O. entſprechend abgeſtempelt worden 
ſind, unterliegen, ſobald ſie im ganzen nach ihrem Auſſtellungsorte verſchickt werden, auch 
wenn dieſer in einem anderen Bundesſtaate belegen iſt, einer weiteren Bauprüfung oder 
Waſſerdruckprobe vor ihrer Einmauerung oder Wiederinbetriebſetzung nur dann, wenn ſie 
durch den Verſand oder aus anderer Veranlaſſung Beſchädigungen erlitten haben, welche 
die Wiederholung der Prüfung geboten erſcheinen laſſen. 

2. Die Beſcheinigungen der in den einzelnen Vundesſtaaten nach § 2 Abſ. 1 der all 
gemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land- oder von Schiffsdampf⸗ 
keſſeln zur Prüfung des Bauſtoffs der Dampfkeſſel ermächtigten Sachverſtändigen werden 
in allen Bundesſtaaten anerkannt. 

3. Dampfkeſſel aus dem Auslande müſſen nach den Vorſchriften im § 12 der all⸗ 
gemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ oder von Schiffsdampf⸗ 
keſſeln durch einen in Deutſchland zuſtändigen Sachverſtändigen geprüft werden. Dabei 
muß die Ummantelung der Keſſel entfernt werden. Der Nachweis, daß der Bauſtoff ſolcher 
Dampfkeſſel nach den anerkannten Regeln der Technik (ſiehe § 2 a. a. O.) geprüft worden 
iſt, muß durch Vorlegung der Zeugniſſe von Sachverſtändigen erfolgen, die in den Bundes⸗ 
ſtaaten als ſolche anerkannt werden. 

4. Zur Ausführung der fälligen regelmäßigen Prüfungen von beweglichen und von 
Schiffsdampfkeſſeln werden in allen Bundesſtaaten die zuſtändigen Sachverſtändigen des 
Heimatsorts ohne beſonderen Antrag zugelaſſen. Dem Beſitzer ſolcher Dampfkeſſel ſteht es 
jedoch frei, ſich an den Sachverſtändigen desjenigen Ortes zu wenden, an welchem ſich der 
Dampfkeſſel zur Zeit der Fälligkeit der Unterſuchung befindet. Letzterer Sachverſtändige iſt 
verpflichtet, die Unterſuchungen auf Autrag auszuführen und Abſchrift der darüber in das 
Reviſionsbuch einzutragenden Beſcheinigung der für die regelmäßige Prüfung zuſtändigen 
Stelle zu überſenden. Die in ſolchen Fällen von Sachverſtändigen zu erhebenden Unter- 
ſuchungsgebühren dürfen den Betrag nicht überſchreiten, der ihnen bei der regelmäßigen 
Beaufſichtigung von Dampfkeſſeln zuſteht. Unterſuchungen dieſer Art werden in den anderen 
Bundesſtaaten anerkannt. — Die Sachverſtändigen find bei beweglichen und bei Schiffs⸗ 
dampfleſſeln ermächtigt, von der Entfernung der Bekleidung an Keſſeln bei regelmäßigen 
Unterſuchungen abzuſehen, falls nicht beſondere Gründe für die Prüfung der durch die Be⸗ 
kleidung verdeckten Keſſelteile vorliegen. 

Bewegliche und Schiffsdampfkeſſel, die ſich vorübergehend in anderen Bundesſtaaten 
aufhalten, ſollen vorbehaltlich der Beſtimmungen unter Ziffer 8 Abſ. 1 und Ziffer 14 Abſ. 2 
nicht früher zu regelmäßigen Unterſuchungen herangezogen werden, als ſolche in dem Heimats⸗ 
ſtaate fällig werden. 

5. Erleichterungen, die von den Zentralbehörden der Bundesſtaaten auf Grund des 
5 20 Abf. 2 der allgemeinen polizeilichen Peftimmungen über die Anlegung von Landdampf⸗ 
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keſſeln oder auf Grund des § 17 Abſ. 4 ber allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über 
die Anlegung von Schiffsdampfteſſeln gewährt werden, ſind, ſoweit fie über den Rahmen 
es einzelnen Falles hinausgehen, zu veröffentlichen und gegenſeitig zur Kenntnis zu bringen. 

Erſchwerende Beſtimmungen für den Bau und die Ausrüſtung von Dampfkeſſeln mit 
Anforderungen, die weiter gehen als diejenigen der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Land⸗ oder von Schiffs dampfkeſſeln, werden die verbündeten Re⸗ 
gierungen ohne vorhergehende Verſtändigung nicht erlaſſen. 2 ) Sn 
h 6. Sicherheitsventile ſollen als der Vorſchrift des $ 9 Abſ. 2 der allgemeinen polizei⸗ 
lichen Be timmungen über die Anlegung von Land- und von Schiffsdampfkeſſeln entſprechend 
angeſehen werden, wenn ihr Querſchnitt folgender Formel entſpricht: 


F=15 F. 83 


pr ' 
worin F— Querſchnitt des Ventils in amm, 
I. Heinzfläche des Keſſels in qm, E 
p = Überdiud des Dampfes in kg/gem, - 
„Gewicht von 1 ebm Dampf in kg von dem Überdruck p bedeuten. 

7. Als Sachverſtändigenkommiſſion im Sinne des § 2 Abſ. 1 der allgemeinen polizei» 
lichen Beſtimmungen wird die Deutſche Dampfkeſſel⸗Normen⸗Kommiſſton anerkannt, in welche 
die nachſtehend bezeichneten induſtriellen und wiſſenſchaftlichen Vereine und Inſtitute die 
gleichfalls angegebene Zahl von Vertretern zu entſenden ſatzungsgemäß berechtigt ſind: 


Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereine 
Verein deutſcher Ingenieure re 


Verein deutſcher Eiſenhüttenleute 7 

Verein deutſcher Maſchinenbauanſtalten 
Verband deutſcher Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereine 
Schiffs bautechniſche Geſellſchaft. . dl 
Techniſche Hochichulen . R 

Verſuchs⸗ und Materialprüfungsanſtalten 8 
Verein deutſcher Schiffswerften 5 en 
Verein Hamburger Reeder n 
Flußſchiffreedereinn. 5 
Jentralverband deutſcher Induſtrieller 
Germaniſcher Llond 0... e 
Verein der Fabrikanten landwirtſchaftlicher Maſchinen und Geräte 1 
Verein deutſcher Eiſen⸗ und Stahlinduſtriellen. il . 


3 
zuſammen . . 33 Vertreter. 


II. Bewegliche Dampfkeſſel. 


8. Bewegliche Dampfkeſſel, deren Inbetriebnahme in einem Bundesſtaat auf Grund 
des § 24 der Gewerbeordnung und der allgemei i 


worden ift, können in allen anderen Bundesstaaten ohne nochmalige vorgängige Unterſuchung 
betrieben werden, ſofern ſeit ihrer letzten 


. Hinſichtlich der örtlichen Aufftellung und des Betr 
ſchriften desjenigen Bundesſtaats 
9. Die genehmigung kann für mehrere bewegliche Dampfkeſſel von übereinſtimmender 
Bauart, Ausrüſtun i 
hergeſtellt werden, gemeinſam im v 
Genehmigungsurkunde hergeſtellten bewe lichen Dampf. 
keſſel iſt eine mit der Fabriknumme 5 ber N 9 6 55 


er Genehmigungs- 
Dieſe gilt als Genehmigungsurkunde für 


7 Vertreter, 
4 . 


180 22 0 


Die Beglaubigung der Abſchrift kann durch den Beamten oder ſtaatlich ermächtigten Sach⸗ 
verſtändigen, welcher die in § 12 Abſ. 2 und 3 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Landdampfkeſſeln vorgeſehene Unterſuchung vornimmt, geſchehen. 

10. Bevor ein beweglicher Dampfkeſſel in dem Bezirk einer Ortspolizeibehörde in 
Betrieb genommen wird, iſt der letzteren von dem Betriebsunternehmer oder deſſen Stell⸗ 
vertreter unter Angabe der Stelle, an welcher der Betrieb ſtattfinden ſoll, Anzeige zu erſtatten. 

11. Jeder bewegliche Dampfkeſſel iſt mindeſtens alljährlich einer äußeren Reviſion 
und alle drei Jahre einer inneren Reviſion zu unterwerfen. Die äußere Reviſion ſoll in 
der Regel im Betriebe ſtattfinden. Die innere Reviſion kann der Sachverſtändige nach 
feinem Ermeſſen durch eine Waſſerdruckprobe ergänzen. Späteſtens nach ſechs Jahren muß 
jeder bewegliche Dampfkeſſel einer Waſſerdruckprobe unterworfen werden. Die äußere 
Reviſion kommt als ſelbſtändige Unterſuchung in denjenigen Jahren in Fortfall, in welchen 
eine innere Reviſion vorgenommen wird. 

Die regelmäßige Waſſerdruckprobe erfolgt in Übereinſtimmung mit $ 12 Abſ. 3 der 
allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln. 

12. Der Betriebsunternehmer oder deſſen Vertreter hat dem zuſtändigen Rebilor zu 
der Zeit, zu welcher die innere Reviſion oder Waſſerdruckprobe auszuführen iſt, davon 
Anzeige zu erſtatten, wann und wo der Keſſel zur Unterſuchung bereit ſteht. 

13. Die nach Maßgabe des § 24 Abſ. 3 der Gewerbeordnung von einem hierzu 
ſermächtigten Beamten oder Sachverſtändigen eines Bundesſtaats ausgeſtellten Beſcheini⸗ 
gungen, die Beſcheinigungen über die in Gemäßheit des § 13 der allgemeinen polizeilichen 
Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln vorgenommenen Waſſerbruckproben 
und die Beſcheinigungen über die Vornahme periodiſcher Unterſuchungen werden in allen 
anderen Bundesſtaaten anerkannt. 

III. Schiffsdampfkeſſel. 
- 14. Die in Gemäßheit des § 24 der Gewerbeordnung erforderliche Genehmigung zur 
Anlegung eines Schiffsdampfkeſſels hat die nach den Landesgeſetzen zuſtändige Behörde 
desjenigen Bundesſtaats zu erteilen, in welchem ſich nach der Erklärung des Unternehmers 
der Heimatshafen des Schiffes befinden ſoll. Liegt eine ſolche Erklärung nicht vor, ſo iſt der 
Wohnſitz des Schiffseigners oder in Ermangelung eines ſolchen des Unternehmers maßgebend. 

Schiffsdampfkeſſel, deren Inbetriebnahme in einem Bundesſtaat auf Grund des 8 24 
der Gewerbeordnung und der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen genehmigt worden 
iſt, können in allen anderen Bundesſtaaten ohne nochmalige vorgängige Unterſuchung 
betrieben werden, ſofern ſeit ihrer letzten Unterſuchung nicht mehr als ein Jahr verfloſſen iſt. 

15. Die techniſche Unterſuchung einer Schiffs dampfkeſſelanlage, die nach Maßgabe 
des § 24 Abſ. 3 der Gewerbeordnung vor der Inbetriebnahme des Keſſels auszuführen iſt, 
ſoll in der Regel am Erbauungsorte des Schiffes durch den daſelbſt zuſtändigen Sach⸗ 
verſtändigen erfolgen. Liegt dieſer Ort in einem andern VBundesſtaat als der Heimatshafen 
des Schiffes, ſo iſt bei der Abnahme gleichzeitig feſtzuſtellen, ob denjenigen Konzeſſions⸗ 
bedingungen, welche nach Maßgabe der im Staate des Heimatshafens etwa geltenden 
beſonderen polizeilichen Beſtimmungen vorgeſchrieben wurden, entſprochen worden tft. 

Bei Schiffsdampfkeſſeln aus dem Auslande kann die Abnahme in dem Heimatshafen 
des Schiffes oder in dem erſten deutſchen Anlaufshafen vorgenommen werden. 

16. Jeder Schiffsdampfkeſſel iſt mindeſtens alljährlich einer äußeren Reviſion im 
Betrieb und alle zwei Jahre einer inneren Reviſion zu unterwerfen. Die innere Reviſion kann 
der Sachverſtändige nach ſeinem Ermeſſen durch eine Waſſerdruckprobe ergänzen. Späteſtens 
nach ſechs Jahren muß jeder Schifſsdampfkeſſel einer Waſſerdruckprobe unterworfen werden. 

Die regelmäßige Waſſerdruckprobe erfolgt in Übereinſtimmung mit § 12 Abſ. 3 der 
allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Schiffsdampfkeſſeln. 

17. Die Beſtimmungen der Ziffern 12 und 13 finden auf Schiffsdampfkeſſel ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 


